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Gesetz zur Weiterentwicklung der gemeindlichen Ebene 

Vom 15. Oktober 2018 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
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Artikel 1 

Gesetz zur Einführung der Verbandsgemeinde und der Mitverwaltung 

(Verbandsgemeinde- und Mitverwaltungsgesetz – VgMvG) 

Inhaltsübersicht 

Abschnitt 1 

Verwaltungsmodelle auf der gemeindlichen Ebene 

§ 1 Träger von hauptamtlichen Verwaltungen auf der Gemeindeebene 

Abschnitt 2 

Verbandsgemeinde 

§ 2 Stellung und Struktur der Verbandsgemeinde 

§ 3 Bildung, Änderung und Auflösung von Verbandsgemeinden 

§ 4 Aufgaben der Verbandsgemeinde 

§ 5 Personalüberleitung 

§ 6 Verbandsgemeindevertretung 

§ 7 Erstmalige Wahl der Verbandsgemeindevertretung 

§ 8 Widerspruchsrecht 

§ 9 Verbandsgemeindebürgermeisterin oder Verbandsgemeindebürgermeister 

§ 10 Erstmalige Wahl der Verbandsgemeindebürgermeisterin oder des Verbandsgemeindebürgermeisters 

§ 11 Wahlbehörde 

§ 12 Wahlleiterin oder Wahlleiter 

§ 13 Haushaltswirtschaft 

§ 14 Finanzen 

§ 15 Anwendung von Rechtsvorschriften 

Abschnitt 3 

Mitverwaltung 

§ 16 Stellung und Struktur der Mitverwaltung 

§ 17 Bildung, Änderung und Auflösung der Mitverwaltung 
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§ 18 Mitverwaltungsvereinbarung 

§ 19 Aufgabenverteilung in der Mitverwaltung 

§ 20 Personalüberleitung 

§ 21 Mitverwaltungsausschuss 

§ 22 Zuständigkeiten des Mitverwaltungsausschusses 

§ 23 Widerspruchsrecht gegen Entscheidungen des Mitverwaltungsausschusses 

§ 24 Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen sowie Kostenersatz 

§ 25 Anwendung von Rechtsvorschriften 

Abschnitt 4 

Beobachtungspflicht 

§ 26 Beobachtungspflicht 

Abschnitt 1 

Verwaltungsmodelle auf der gemeindlichen Ebene 

§ 1 

Träger von hauptamtlichen Verwaltungen auf der Gemeindeebene 

Träger einer hauptamtlichen Verwaltung auf der gemeindlichen Ebene können  

1. amtsfreie Gemeinden (Teil 1 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg), 

2. Ämter (Teil 3 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg), 

3. Verbandsgemeinden (Abschnitt 2) und 

4. mitverwaltende Gemeinden (Abschnitt 3) 

sein.  

Abschnitt 2 

Verbandsgemeinde 

§ 2 

Stellung und Struktur der Verbandsgemeinde 

(1) Die Verbandsgemeinde ist ein gebietskörperschaftlicher Gemeindeverband, der aus aneinandergrenzenden 

Gemeinden desselben Landkreises besteht. Sie erfüllt neben den verbandsgemeindeangehörigen Gemeinden (Orts-

gemeinden) öffentliche Aufgaben der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der folgenden Vorschriften. Sie verwaltet 

ihre Angelegenheiten selbst in eigener Verantwortung.  

(2) Die Verbandsgemeinde besteht aus mindestens zwei Ortsgemeinden. 
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§ 3 

Bildung, Änderung und Auflösung von Verbandsgemeinden 

(1) Gemeinden eines Landkreises, die unmittelbar aneinandergrenzen, können nach Beratung durch die untere 

Kommunalaufsichtsbehörde eine Verbandsgemeinde bilden, ändern oder auflösen. Die Einzelheiten der Bildung oder 

Änderung, insbesondere der Name und der Sitz der Verwaltung, oder der Auflösung der Verbandsgemeinde sind in 

einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zwischen den Gemeinden in entsprechender Anwendung des § 7 der 

Kommunalverfassung des Landes Brandenburg vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I S. 286), die zuletzt durch das 

Gesetz vom 29. Juni 2018 (GVBl. I Nr. 15, 19) geändert worden ist, zu regeln. In der öffentlich-rechtlichen Vereinba-

rung kann geregelt werden, dass die Verbandsgemeinde einen zweisprachigen Namen in deutscher und niedersorbi-

scher Sprache trägt, wenn einzelne Gemeinden nach Satz 1 zum angestammten Siedlungsgebiet der Sorben/Wenden 

gehören. Gehören alle Gemeinden nach Satz 1 zum angestammten Siedlungsgebiet der Sorben/Wenden, gilt § 9 

Absatz 4 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg entsprechend. Die Vereinbarung zur Bildung, Änderung 

oder Auflösung der Verbandsgemeinde muss in den Gemeindevertretungen beschlossen werden. Sie bedarf der Ge-

nehmigung durch das für Inneres zuständige Ministerium. Die Vereinbarung ist durch das für Inneres zuständige 

Ministerium im Amtsblatt für Brandenburg öffentlich bekannt zu machen. Die Vereinbarung tritt, wenn kein späterer 

Zeitpunkt bestimmt ist, am Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Die beteiligten Gemeinden haben in 

ihrem amtlichen Verkündungsblatt auf die erfolgte öffentliche Bekanntmachung hinzuweisen. 

(2) In der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung nach Absatz 1 sind insbesondere Regelungen über die vorläufige 

Vertretung der Bevölkerung der neugebildeten Verbandsgemeinde durch Mitglieder der Gemeindevertretungen der 

Gemeinden, die die Verbandsgemeinde bilden, in der vorläufigen Verbandsgemeindevertretung bis zur Neuwahl zu 

treffen; § 7 Absatz 2 Satz 2 bis 5 und Absatz 4 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg gilt entsprechend. 

Darüber hinaus ist eine Auflistung des Vermögens und der Schulden, die den Aufgaben gemäß § 4 Absatz 1 bis 4 

zuzuordnen sind und im Zuge der Rechtsnachfolge gemäß § 4 Absatz 5 Satz 1 übergehen, beizufügen oder in der 

öffentlich-rechtlichen Vereinbarung eine Regelung zum Übergang von Vermögen und Schulden zu treffen. 

(3) Bei der Bildung einer Verbandsgemeinde unter Übertritt einer Hauptverwaltungsbeamtin oder eines Hauptver-

waltungsbeamten nimmt diese oder dieser bis zum Beginn der Amtszeit der Verbandsgemeindebürgermeisterin oder 

des Verbandsgemeindebürgermeisters das Amt der Verbandsgemeindebürgermeisterin oder des Verbandsgemeinde-

bürgermeisters der gebildeten Verbandsgemeinde wahr. Führt die Bildung einer Verbandsgemeinde zum Übertritt 

mehrerer Hauptverwaltungsbeamtinnen oder Hauptverwaltungsbeamter, ist in der öffentlich-rechtlichen Vereinba-

rung festzulegen, welche der bisherigen Hauptverwaltungsbeamtinnen oder welcher Hauptverwaltungsbeamte das 

Amt nach Satz 1 wahrnimmt.  

(4) Eine bislang amtsfreie Gemeinde wird mit der Bildung einer Verbandsgemeinde in eine Ortsgemeinde umge-

wandelt. Die Gemeindevertretung einer Ortsgemeinde nach Satz 1 wählt die neue ehrenamtliche Bürgermeisterin 

oder den neuen ehrenamtlichen Bürgermeister für den Rest der laufenden Wahlperiode. Die Amtszeit der oder des 

Neugewählten beginnt mit der Annahme der Wahl. Mit Beginn der Amtszeit der neu gewählten ehrenamtlichen 

Bürgermeisterin oder des neu gewählten ehrenamtlichen Bürgermeisters, die oder der in entsprechender Anwendung 

des § 33 Absatz 1 und des § 51 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg kraft 

ihres oder seines Amtes den Vorsitz in der Gemeindevertretung führt, verliert die oder der bisherige Vorsitzende der 

Gemeindevertretung dieses Amt. In der ersten Sitzung der Gemeindevertretung nach diesem Wechsel im Vorsitz der 

Gemeindevertretung sind die stellvertretenden Vorsitzenden der Gemeindevertretung neu zu wählen. 

(5) Im Fall von genehmigten Gemeindezusammenschlüssen, die zur Änderung einer Verbandsgemeinde oder meh-

rerer Verbandsgemeinden führen und für die aufgrund § 15 Absatz 1 Satz 1 dieses Gesetzes § 6 Absatz 3 Satz 4 der 

Kommunalverfassung des Landes Brandenburg entsprechend Anwendung findet, passt die jeweilige Verbandsge-

meindebürgermeisterin oder der jeweilige Verbandsgemeindebürgermeister die öffentlich-rechtliche Vereinbarung an 

und macht sie im Amtsblatt für Brandenburg öffentlich bekannt. 

(6) Bei einem Zusammenschluss mehrerer Ortsgemeinden zu einer neuen amtsfreien Gemeinde unter Auflösung 

der Verbandsgemeinde nimmt die Verbandsgemeindebürgermeisterin oder der Verbandsgemeindebürgermeister bis 

zum Beginn der Amtszeit der hauptamtlichen Bürgermeisterin oder des hauptamtlichen Bürgermeisters der neuen 

amtsfreien Gemeinde das Amt der hauptamtlichen Bürgermeisterin oder des hauptamtlichen Bürgermeisters der 

neugebildeten Gemeinde wahr. Soweit ein Zusammenschluss nach Satz 1 zur Auflösung mehrerer Verbandsgemein-

den führt, ist in dem Gebietsänderungsvertrag nach § 6 Absatz 3 Satz 1 der Kommunalverfassung des Landes Bran-

denburg festzulegen, welche Verbandsgemeindebürgermeisterin oder welcher Verbandsgemeindebürgermeister das 

Amt der hauptamtlichen Bürgermeisterin oder des hauptamtlichen Bürgermeisters im Sinne von Satz 1 vorüberge-

hend wahrnimmt.  
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(7) Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung nach Absatz 1 bedarf der Genehmigung durch das für Inneres zuständi-

ge Ministerium. Dieses kann die Genehmigung versagen, wenn die Vereinbarung den Maßstäben dieses Gesetzes 

oder dem öffentlichen Wohl widerspricht. Das für Inneres zuständige Ministerium kann die Genehmigung der Bil-

dung, Änderung oder Auflösung einer Verbandsgemeinde insbesondere versagen, wenn dadurch für einzelne angren-

zende Gemeinden, die nicht in die Bildung oder Änderung der Verbandsgemeinde mit eingebunden werden sollen, 

der Fortbestand oder die Bildung einer eigenen leistungsfähigen Verwaltung gefährdet ist. Gleiches gilt, wenn durch 

die Bildung, Änderung oder Auflösung einer Verbandsgemeinde die Verwaltungskraft eines danach nur noch teilwei-

se fortbestehenden Amtes oder einer nur noch teilweise fortbestehenden Verbandsgemeinde gefährdet würde. Die 

Genehmigung soll versagt werden, wenn die Auflistung des Vermögens und der Schulden gemäß Absatz 2 Satz 2 

nicht beigefügt ist oder in der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung nach § 3 Absatz 1 keine Regelung zum Übergang 

von Vermögen und Schulden getroffen wurde. 

(8) Das für Inneres zuständige Ministerium kann die Änderung oder Auflösung von Verbandsgemeinden aus 

Gründen des Gemeinwohls nach den Maßstäben dieses Gesetzes anordnen.  

§ 4 

Aufgaben der Verbandsgemeinde 

(1) Die Verbandsgemeinde ist in ihrem Gebiet Trägerin der durch Gesetz oder Verordnung dem Amt übertragenen 

Aufgaben, soweit in diesem oder anderen Gesetzen oder aufgrund eines Gesetzes nicht abweichend geregelt. 

(2) Die Verbandsgemeinde ist anstelle der Ortsgemeinden Trägerin der folgenden Aufgaben: 

1. die nach dem Brandenburgischen Schulgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. August 2002 

(GVBl. I S. 78), das zuletzt durch Artikel 30 des Gesetzes vom 8. Mai 2018 (GVBl. I Nr. 8 S. 22) geändert 

worden ist, den Gemeinden oder Gemeindeverbänden mit Ausnahme der den Landkreisen übertragenen Aufga-

ben,  

2. Bau und Unterhaltung von zentralen Sport-, Spiel- und Freizeitanlagen, die mehreren Ortsgemeinden dienen, 

3. Bau und Unterhaltung überörtlicher Sozialeinrichtungen, soweit nicht freie gemeinnützige Träger solche errich-

ten, 

4. die Flächennutzungsplanung gemäß § 203 Absatz 2 des Baugesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) mit der Maßgabe, dass die endgültige Entscheidung der Verbands-

gemeinde über die Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder Aufhebung des Flächennutzungsplans der Zustim-

mung der Ortsgemeinden bedarf; die Zustimmung gilt als erteilt, wenn mehr als die Hälfte der Ortsgemeinden 

zugestimmt hat und in diesen mehr als zwei Drittel der Einwohnerinnen und Einwohner der Verbandsgemeinde 

wohnen; sofern Änderungen oder Ergänzungen des Flächennutzungsplans die Grundsätze der Gesamtplanung 

nicht berühren, bedürfen sie nur der Zustimmung derjenigen Ortsgemeinden, die selbst oder als Nachbarge-

meinden von den Änderungen oder Ergänzungen berührt werden; kommt die Zustimmung nicht zustande, so 

entscheidet die Verbandsgemeindevertretung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl ihrer 

Mitglieder, 

5. die nach dem Kindertagesstättengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juni 2004 (GVBl. I 

S. 384), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Juni 2018 (GVBl. I Nr. 11) geändert worden ist, den 

Gemeinden übertragenen Aufgaben, einschließlich des Rechts nach § 12 Absatz 1 Satz 2 des Kindertagesstät-

tengesetzes, 

6. die Aufgaben nach dem Schiedsstellengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2000 

(GVBl. I S. 158; 2001 I S. 38), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. März 2018 (GVBl. I Nr. 4 S. 3) 

geändert worden ist,  

7. die gesetzliche Verpflichtung zur Hilfe in Verwaltungsangelegenheiten gemäß § 17 der Kommunalverfassung 

des Landes Brandenburg. 

Die Verbandsgemeinde kann zudem anstelle der Ortsgemeinden die Aufgaben der Tourismusförderung und der Wirt-

schaftsförderung erfüllen, soweit sie von überörtlicher Bedeutung sind. 
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(3) Die Verbandsgemeinde erfüllt eine einzelne Selbstverwaltungsaufgabe der Ortsgemeinden nur dann an deren 

Stelle, wenn die Gemeindevertretungen mehrerer Ortsgemeinden die Aufgabe auf die Verbandsgemeinde übertragen 

und die Verbandsgemeindevertretung zustimmt. Der Antrag der Ortsgemeinde und die Zustimmung der Verbands-

gemeindevertretung bedürfen jeweils der Zustimmung von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Mitglieder der 

Ortsgemeindevertretung und der Verbandsgemeindevertretung. Die Übertragung wird wirksam, nachdem die Ver-

bandsgemeinde die beabsichtigte Übertragung der unteren Kommunalaufsichtsbehörde angezeigt hat und diese nicht 

innerhalb eines Zeitraums von vier Wochen nach Zugang der Anzeige der Übertragung widersprochen hat. Eine 

Rückübertragung einer einzelnen Aufgabe kann verlangt werden, wenn die Gemeindevertretungen aller Ortsgemein-

den, die die Aufgabe übertragen haben, dies beschließen und sich die Verhältnisse, die der Übertragung zugrunde 

lagen, so wesentlich geändert haben, dass den Ortsgemeinden ein Festhalten an der Übertragung nicht weiter zuge-

mutet werden kann. Soweit erforderlich, erfolgt in diesen Fällen eine Auseinandersetzung in entsprechender Anwen-

dung der für Gebietsänderungen der Gemeinden geltenden Vorschriften. Die Rückübertragung bedarf der Zustim-

mung der unteren Kommunalaufsichtsbehörde, wenn die Verbandsgemeinde mit der Rückübertragung nicht einver-

standen ist. 

(4) Soweit amtsangehörige Gemeinden weitere Aufgaben nach § 135 Absatz 5 der Kommunalverfassung des Lan-

des Brandenburg auf das Amt übertragen haben, kann abweichend von Absatz 3 Satz 1 bis 3 in der öffentlich-

rechtlichen Vereinbarung nach § 3 Absatz 1 zur Bildung der Verbandsgemeinde vorgesehen werden, dass die Ver-

bandsgemeinde Trägerin dieser Aufgaben für die betroffenen Ortsgemeinden wird. 

(5) Für die in den Absätzen 1 bis 4 genannten Aufgaben ist die Verbandsgemeinde Rechtsnachfolgerin des Amtes 

oder der an der Verbandsgemeinde beteiligten Gemeinden, soweit gesetzlich oder in der öffentlich-rechtlichen Ver-

einbarung nach § 3 Absatz 1 nichts anderes bestimmt ist; § 107 des Brandenburgischen Schulgesetzes bleibt unbe-

rührt. Die Verbandsgemeinde tritt als Rechtsnachfolgerin in die Verträge ein, die die an der Verbandsgemeinde betei-

ligten Gemeinden vor der Verbandsgemeindebildung in ihrer Funktion als Trägerinnen der Aufgaben nach den 

Absätzen 1, 2 und 3 abgeschlossen haben oder die ein Amt vor der Verbandsgemeindebildung als Trägerin der Auf-

gaben nach den Absätzen 1 und 4 abgeschlossen hat, soweit gesetzlich oder in der öffentlich-rechtlichen Vereinba-

rung nach § 3 Absatz 1 nichts anderes bestimmt ist. 

(6) Die Verbandsgemeinde verwaltet und unterstützt die Ortsgemeinden. Sie berät die Ortsgemeinden bei der 

Wahrnehmung ihrer gesetzlichen Aufgaben und wirkt auf deren Erfüllung hin. Zwischen Verbandsgemeinde und 

Ortsgemeinden gilt das Gebot gegenseitiger Rücksichtnahme und vertrauensvoller Zusammenarbeit. 

(7) Soweit eine bislang große kreisangehörige Stadt mit der Bildung einer Verbandsgemeinde nach § 3 Absatz 4 

Ortsgemeinde wird, führt die Verbandsgemeinde die durch Gesetz, aufgrund eines Gesetzes oder auf Antrag der 

großen kreisangehörigen Stadt übertragenen Aufgaben für die betroffene Ortsgemeinde entsprechend deren Be-

schlussfassung in deren Namen durch; die Aufgabenträgerschaft der betroffenen Ortsgemeinde für diese Aufgaben 

bleibt unberührt. Die Vorbereitung der Beschlüsse der Gemeindevertretung der betroffenen Ortsgemeinde erfolgt in 

diesen Fällen durch die Verbandsgemeindebürgermeisterin oder den Verbandsgemeindebürgermeister im Benehmen 

mit der jeweiligen ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder dem jeweiligen ehrenamtlichen Bürgermeister. 

(8) Die Verbandsgemeinde haftet für Schäden, die Ortsgemeinden dadurch entstehen, dass Bedienstete oder Or-

ganwalter der Verbandsgemeinde bei der Wahrnehmung von Aufgaben für die Ortsgemeinden schuldhaft die ihnen 

obliegenden Pflichten verletzen. § 25 Absatz 3 Satz 1 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg gilt ent-

sprechend.  

(9) Verbandsgemeinden, die ganz oder teilweise zum angestammten Siedlungsgebiet der Sorben/Wenden nach dem 

Sorben/Wenden-Gesetz vom 7. Juli 1994 (GVBl. I S. 294), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Fe-

bruar 2014 (GVBl. I Nr. 7) geändert worden ist, gehören, wenden die in den jeweiligen Ortsgemeinden getroffene 

Regelungen zur Wahrung der Interessen der Sorben/Wenden nach § 6 des Sorben/Wenden-Gesetzes und § 2 Absatz 2 

Satz 3 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg sinngemäß an. 

§ 5 

Personalüberleitung 

(1) Beamtinnen und Beamte der Gemeinden, die eine Verbandsgemeinde bilden, treten gemäß § 31 Absatz 1 des 

Landesbeamtengesetzes vom 3. April 2009 (GVBl. I S. 26), das zuletzt durch das Gesetz vom 29. Juni 2018 (GVBl. I 

Nr. 17) geändert worden ist, in Verbindung mit § 16 Absatz 1 und 4 erste Alternative des Beamtenstatusgesetzes vom 

17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. Juni 2017 (BGBl. I S. 1570) geän-

dert worden ist, in den Dienst der Verbandsgemeinde über. Die hauptamtlichen Bürgermeisterinnen und Bürgermeis-
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ter und die Beigeordneten der bisherigen Gemeinden können zu Beigeordneten der neu gebildeten Verbandsgemeinde 

bestellt werden. § 59 Absatz 1 und 2 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg findet bis zum Ablauf der 

Amtszeit übergetretener Beamtinnen und Beamter auf Zeit keine Anwendung.  

(2) Im Übrigen richtet sich die Rechtsstellung der übergetretenen Beamtinnen und Beamten nach § 18 des Beam-

tenstatusgesetzes, die der Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger nach § 19 des Beamtenstatusge-

setzes, sofern in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist. § 50 des Brandenburgischen Besoldungsgesetzes vom 

20. November 2013 (GVBl. I Nr. 32 S. 2, Nr. 34), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. Mai 2018 (GVBl. I 

Nr. 7 S. 17) geändert worden ist, findet Anwendung. Beamtinnen und Beamte auf Zeit, die bei Anwendung des § 18 

Absatz 2 des Beamtenstatusgesetzes die Voraussetzungen des § 12 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Brandenburgi-

schen Beamtenversorgungsgesetzes vom 20. November 2013 (GVBl. I Nr. 32 S. 77), das zuletzt durch Artikel 4 des 

Gesetzes vom 29. Juni 2018 (GVBl. I Nr. 14 S. 29) geändert worden ist, nicht erfüllen und deshalb aufgrund der 

Umbildung nicht in den einstweiligen Ruhestand versetzt werden können, gelten als abgewählt und erhalten bis zum 

Ablauf ihrer Amtszeit Besoldung und Versorgung nach den für abgewählte Wahlbeamtinnen und Wahlbeamte auf 

Zeit geltenden Vorschriften. Soweit die Bildung der Verbandsgemeinde einen Wechsel des Dienstortes zur Folge hat, 

gilt der Übertritt in den Dienst der Verbandsgemeinde als Versetzung im Sinne der umzugskostenrechtlichen und 

trennungsgeldrechtlichen Vorschriften. 

(3) Die Arbeitsverhältnisse der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der Gemeinden, die eine Verbandsgemeinde 

bilden, gehen kraft Gesetzes auf die neu gebildete Verbandsgemeinde über. Die Verbandsgemeinde tritt in die Rechte 

und Pflichten aus den im Zeitpunkt der Personalüberleitung bestehenden Arbeitsverhältnissen ein; diese werden mit 

der Verbandsgemeinde fortgesetzt. Die bis zum Tag vor dem Übergang der Arbeitsverhältnisse erworbene Rechts-

stellung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, insbesondere im Hinblick auf erreichte tarifrechtlich maßgebliche 

Zeiten, bleibt gewahrt. Den betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern ist der gesetzliche Übergang der 

Arbeitsverhältnisse, der Eintritt der Verbandsgemeinde in die Rechte und Pflichten aus den bestehenden Arbeitsver-

hältnissen, deren Fortsetzung mit dem neuen Arbeitgeber und die Wahrung ihrer erworbenen Rechtsstellung schrift-

lich zu bestätigen. Absatz 2 Satz 4 gilt entsprechend. 

(4) Betriebsbedingte Kündigungen aus Gründen, die im Zusammenhang mit der Bildung der Verbandgemeinde 

stehen, sind für einen in der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung nach § 3 Absatz 1 zu bestimmenden Zeitraum ab 

dem Übergang des jeweiligen Arbeitsverhältnisses ausgeschlossen. Dies gilt nicht für Änderungskündigungen, die 

wegen eines Wechsels des Arbeitsortes erforderlich werden. Das Recht zur Kündigung aus anderen Gründen bleibt 

unberührt. 

(5) Absatz 3 Satz 1, 2 und 5 sowie die Absätze 4 und 6 gelten für Ausbildungsverhältnisse der Auszubildenden 

entsprechend. Die Verbandsgemeinde stellt sicher, dass Beamtinnen und Beamte auf Probe nach Bildung der Ver-

bandsgemeinde weiter verwendet werden können und Beamtinnen und Beamte auf Widerruf die Gelegenheit erhal-

ten, ihren Vorbereitungsdienst zu beenden und die Prüfung abzulegen. 

(6) Die personalverwaltenden Stellen der an der Bildung einer Verbandsgemeinde beteiligten Gemeinden können 

zur Vorbereitung der künftigen Personalstruktur der Verbandsgemeinde ohne Einwilligung der Beschäftigten folgen-

de personenbezogene Daten aus den Personalakten übermitteln, soweit dies zur Vorbereitung der Überleitung erfor-

derlich ist: 

1. Name, Vorname, Geburtsdatum, Geschlecht,  

2. Familienstand, Anzahl der Kinder unter 18 Jahren im Haushalt, tatsächliche Betreuung oder Pflege mindestens 

eines Kindes unter 18 Jahren oder eines sonstigen pflegebedürftigen Angehörigen, 

3. Wohnort, Dienstort, Mobilität, 

4. Bildungsabschluss und sonstige Qualifikationen, 

5. Amtsbezeichnung, Besoldungsgruppe, Entgeltgruppe, 

6. bisherige berufliche Tätigkeiten seit dem 3. Oktober 1990 und Dauer der Zugehörigkeit zum bisherigen Dienst-

herrn oder Arbeitgeber, 

7. Umfang der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit, 
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8. Vorliegen einer Schwerbehinderung oder einer gleichgestellten Behinderung, Erwerbsminderung durch Dienst-

unfall oder Berufskrankheit, 

9. Vorliegen einer Altersteilzeitvereinbarung oder -bewilligung.  

(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten entsprechend für die Fälle, dass eines oder mehrere Ämter beziehungsweise eine 

oder mehrere Verbandsgemeinden beteiligt sind. 

(8) Wird eine Verbandsgemeinde geändert oder aufgelöst, sind in der hierfür nach § 3 Absatz 1 erforderlichen öf-

fentlich-rechtlichen Vereinbarung Personalüberleitungsbestimmungen in entsprechender Anwendung der Ab-

sätze 1 bis 7 zu treffen.  

§ 6 

Verbandsgemeindevertretung 

(1) Die Verbandsgemeindevertretung besteht aus den ehrenamtlich tätigen Verbandsgemeindevertreterinnen und 

Verbandsgemeindevertretern und der hauptamtlich tätigen Verbandsgemeindebürgermeisterin oder dem hauptamtlich 

tätigen Verbandsgemeindebürgermeister als stimmberechtigtes Mitglied. Die ehrenamtlichen Bürgermeisterinnen 

oder Bürgermeister der Ortsgemeinden können, auch wenn sie keine gewählten Verbandsgemeindevertreterinnen 

oder Verbandsgemeindevertreter sind, an den Sitzungen der Verbandsgemeindevertretung und an den Sitzungen der 

Ausschüsse der Verbandsgemeindevertretung, in denen Belange ihrer Ortsgemeinde berührt werden, teilnehmen. 

Ihnen steht insoweit bezogen auf ihre Ortsgemeinde ein aktives Teilnahmerecht zu.  

(2) Die Verbandsgemeindevertreterinnen und die Verbandsgemeindevertreter werden am Tag der landesweiten 

Kommunalwahlen in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl von den Bürgerinnen und Bür-

gern der Verbandsgemeinde für die Dauer von fünf Jahren gewählt. Die Regelungen des Brandenburgischen Kom-

munalwahlgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Juli 2009 (GVBl. I S. 326), das zuletzt durch Arti-

kel 2 des Gesetzes vom 29. Juni 2018 (GVBl. I Nr. 16 S. 2) geändert worden ist, und der Brandenburgischen Kom-

munalwahlverordnung vom 4. Februar 2008 (GVBl. II S. 38), die zuletzt durch Artikel 2 Absatz 7 des Gesetzes vom 

4. Juli 2014 (GVBl. I Nr. 26 S. 4) geändert worden ist, für die unmittelbaren Wahlen der Gemeindevertretungen in 

den Gemeinden finden entsprechende Anwendung, soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist. 

(3) Beamtinnen und Beamte sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die im Dienst der Verbandsgemeinde 

stehen, können nicht zugleich 

1. Mitglied der Verbandsgemeindevertretung sein; dies gilt nicht für die Verbandsgemeindebürgermeisterin und 

den Verbandsgemeindebürgermeister, 

2. der Gemeindevertretung einer der Ortsgemeinden angehören. 

Im Übrigen gilt § 12 des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes entsprechend. 

(4) Die Gemeinden, die eine Verbandsgemeinde bilden, können in der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung nach 

§ 3 Absatz 1 für einen Zeitraum von bis zu zwei Wahlperioden bestimmen, dass die gesetzliche Höchstzahl der 

Wahlkreise abweichend von § 20 Absatz 3 und 4 des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes und gleichzeitig 

die gesetzliche Anzahl der Verbandsgemeindevertreterinnen und Verbandsgemeindevertreter abweichend von § 6 

Absatz 2 Nummer 1 des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes um bis zu 50 Prozent erhöht werden kann.  

(5) Die Wahlkreise können abweichend von § 21 Absatz 2 Satz 2 des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes 

mit Rücksicht auf die Grenzen einzelner oder sämtlicher Ortsgemeinden oder Ortsteile unterschiedlich groß sein; § 21 

Absatz 3 Satz 2 und 3 des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes gilt entsprechend.  

§ 7 

Erstmalige Wahl der Verbandsgemeindevertretung 

(1) Die erstmalige Wahl der Verbandsgemeindevertretung findet innerhalb von sechs Monaten nach Wirksamwer-

den der Bildung der Verbandsgemeinde nach § 3 Absatz 1 statt. Die Aufsichtsbehörde bestimmt rechtzeitig den 

Wahltag. Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter der Verbandsgemeinde macht spätestens am 92. Tag vor der Wahl den 

Wahltag und die Wahlzeit öffentlich bekannt.  
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(2) Die erstmalige Wahl der Verbandsgemeindevertretung findet für den Rest der allgemeinen Wahlperiode statt. 

Findet die erstmalige Wahl der Verbandsgemeindevertretung 48 Monate nach dem Tag der letzten landesweiten 

Kommunalwahlen statt, so endet die Wahlperiode erst mit dem Ende der nächsten allgemeinen Wahlperiode. 

(3) Abweichend von Absatz 1 kann in der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung nach § 3 Absatz 1 die Fortdauer der 

vorläufigen Vertretung der Verbandsgemeinde bis zum Ablauf der allgemeinen Wahlperiode bestimmt werden.  

(4) Für die Vorbereitung und Durchführung der erstmaligen Wahl der Verbandsgemeindevertretung finden die 

Regelungen des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes und der Brandenburgischen Kommunalwahlverordnung 

für die unmittelbaren Wahlen der Gemeindevertretungen in den Gemeinden und die ergänzenden Vorschriften des 

§ 94 Absatz 1 der Brandenburgischen Kommunalwahlverordnung für die erstmalige Wahl der Vertretung nach der 

Bildung einer neuen Gemeinde entsprechend Anwendung.  

§ 8 

Widerspruchsrecht 

Die Gemeindevertretung einer Ortsgemeinde kann einem Beschluss der Verbandsgemeindevertretung widersprechen, 

wenn der Beschluss die Ortsgemeinde betrifft und deren Wohl gefährdet. Der Widerspruch muss binnen drei Wochen 

nach Zugang des Beschlusses bei der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder dem ehrenamtlichen Bürgermeister 

schriftlich erhoben und begründet werden. Der Widerspruch hat aufschiebende Wirkung gegenüber allen Ortsge-

meinden und führt zur Aufhebung des Beschlusses, wenn die Verbandsgemeindevertretung den Widerspruch nicht 

binnen eines Monats zurückweist; der Zurückweisungsbeschluss bedarf der Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzli-

chen Anzahl der Mitglieder der Verbandsgemeindevertretung.  

§ 9 

Verbandsgemeindebürgermeisterin oder Verbandsgemeindebürgermeister 

(1) Die Verbandsgemeindebürgermeisterin oder der Verbandsgemeindebürgermeister ist Hauptverwaltungsbeamtin 

oder Hauptverwaltungsbeamter der Verbandsgemeinde. Sie oder er ist hauptamtliche Beamtin auf Zeit oder haupt-

amtlicher Beamter auf Zeit, ihr oder ihm obliegt die Leitung der Verbandsgemeindeverwaltung sowie die rechtliche 

Vertretung und Repräsentanz der Verbandsgemeinde. 

(2) Die Verbandsgemeindebürgermeisterin oder der Verbandsgemeindebürgermeister wird in allgemeiner, unmit-

telbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl von den Bürgerinnen und Bürgern der Verbandsgemeinde für die Dauer 

von acht Jahren gewählt. Die Regelungen des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes und der Brandenburgi-

schen Kommunalwahlverordnung für die unmittelbaren Wahlen der hauptamtlichen Bürgermeisterinnen und Bür-

germeister in den amtsfreien Gemeinden gelten entsprechend, soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist. 

(3) Die Verbandsgemeindebürgermeisterin oder der Verbandsgemeindebürgermeister kann nicht zugleich ehren-

amtliche Bürgermeisterin oder ehrenamtlicher Bürgermeister einer Ortsgemeinde sein.  

(4) Die Verbandsgemeindebürgermeisterin oder der Verbandsgemeindebürgermeister nimmt die Aufgabe der 

Hauptverwaltungsbeamtin oder des Hauptverwaltungsbeamten für die Ortsgemeinden wahr. Ist die Verbandsgemein-

de selbst oder sind mehrere Ortsgemeinden an einem gerichtlichen Verfahren oder an Rechts- und Verwaltungsge-

schäften beteiligt, obliegt außer in den Fällen des § 97 Absatz 1 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 

der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder dem ehrenamtlichen Bürgermeister die gesetzliche Vertretung der Ortsge-

meinde, soweit nicht die Gemeindevertretung für einzelne Rechtsgeschäfte oder einen bestimmten Kreis von Rechts-

geschäften eine Befreiung der Verbandsgemeindebürgermeisterin oder des Verbandsgemeindebürgermeisters vom 

Verbot des Insichgeschäfts beschließt; Stellvertreterin oder Stellvertreter im Sinne des § 57 Absatz 2 Satz 2 der 

Kommunalverfassung des Landes Brandenburg sind die Stellvertreterinnen oder Stellvertreter der ehrenamtlichen 

Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters nach § 52 der Kommunalverfassung des Landes Branden-

burg.  

Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil I  Nr. 22 vom 15. Oktober 2018 9



§ 10 

Erstmalige Wahl der Verbandsgemeindebürgermeisterin oder 

des Verbandsgemeindebürgermeisters 

(1) Die erstmalige Wahl der Verbandsgemeindebürgermeisterin oder des Verbandsgemeindebürgermeisters findet 

innerhalb von sechs Monaten nach Wirksamwerden der Bildung der Verbandsgemeinde statt; § 7 Absatz 1 Satz 2 

und 3 gilt entsprechend.  

(2) Abweichend von Absatz 1 kann in der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung nach § 3 Absatz 1 bestimmt werden, 

dass die vorläufige Vertretung der Verbandsgemeinde mit der Mehrheit der gesetzlichen Anzahl ihrer Mitglieder aus 

dem Kreis der Hauptverwaltungsbeamtinnen oder Hauptverwaltungsbeamten sowie Beigeordneten der bisherigen 

amtsfreien Gemeinden und der durch die Neubildung aufgelösten Ämter binnen acht Wochen nach Wirksamwerden 

der Verbandsgemeindebildung eine hierzu bereite Person zur Verbandsgemeindebürgermeisterin oder zum Ver-

bandsgemeindebürgermeister der Verbandsgemeinde wählt; § 7 Absatz 3 Satz 6 der Kommunalverfassung des Lan-

des Brandenburg gilt entsprechend.  

(3) Die Regelungen des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes und der Brandenburgischen Kommunalwahl-

verordnung für die unmittelbaren Wahlen der hauptamtlichen Bürgermeisterinnen und Bürgermeister in den amts-

freien Gemeinden sowie die ergänzenden Vorschriften des § 94 Absatz 2 der Brandenburgischen Kommunalwahlver-

ordnung für die erstmalige Wahl der hauptamtlichen Bürgermeisterin oder des hauptamtlichen Bürgermeisters nach 

der Bildung einer neuen Gemeinde gelten entsprechend.  

§ 11 

Wahlbehörde 

Wahlbehörde ist die Verbandsgemeindebürgermeisterin oder der Verbandsgemeindebürgermeister oder die Haupt-

verwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte, die oder der nach § 3 Absatz 3 dieses Amt wahrnimmt.  

§ 12 

Wahlleiterin oder Wahlleiter 

(1) Für die Vorbereitung und Durchführung der kommunalen Wahlen und Abstimmungen auf der Verbandsge-

meindeebene beruft die Verbandsgemeindevertretung eine Wahlleiterin oder einen Wahlleiter und eine Stellvertrete-

rin oder einen Stellvertreter; die §§ 15 und 16 des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes und die §§ 2 bis 4 der 

Brandenburgischen Kommunalwahlverordnung gelten entsprechend.  

(2) Die Gemeindevertretung einer Ortsgemeinde kann beschließen, dass der Verbandsgemeindevertretung die 

Aufgabe übertragen wird, für die Ortsgemeinde eine Wahlleiterin oder einen Wahlleiter und eine Stellvertreterin oder 

einen Stellvertreter zu berufen. Haben mehrere Ortsgemeinden einen solchen Beschluss gefasst, so kann die Ver-

bandsgemeindevertretung für diese Ortsgemeinden auch insgesamt oder für mehrere von ihnen jeweils eine gemein-

same Wahlleiterin oder einen gemeinsamen Wahlleiter nebst Stellvertreterin oder Stellvertreter berufen. Im Übrigen 

finden die §§ 14 bis 16 des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes und § 1 der Brandenburgischen Kommunal-

wahlverordnung sinngemäß Anwendung. 

(3) Die Wahlleiterin oder der Wahlleiter der Verbandsgemeinde kann zugleich zur Wahlleiterin oder zum Wahllei-

ter einzelner oder mehrerer Ortsgemeinden berufen werden. Satz 1 gilt für die Stellvertreterin oder den Stellvertreter 

entsprechend.  

§ 13 

Haushaltswirtschaft 

(1) Die Verbandsgemeinde besorgt das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen gemäß Teil 1 Kapitel 3 Ab-

schnitt 1, 2 und 4 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg für die Ortsgemeinden.  
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(2) Soweit eine Verbandsgemeinde ein Rechnungsprüfungsamt eingerichtet hat oder sich eines anderen Rech-

nungsprüfungsamtes bedient, obliegt diesem Rechnungsprüfungsamt auch die örtliche Prüfung der Ortsgemeinden 

gemäß § 102 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg. 

(3) Im Übrigen gilt für die Verbandsgemeinde Abschnitt 3 des Gemeindestrukturänderungsförderungsgesetzes vom 

15. Oktober 2018 (GVBl. I Nr. 22 S. 17). 

§ 14 

Finanzen 

(1) Die Verbandsgemeinde nimmt am kommunalen Finanzausgleich nach Maßgabe des Brandenburgischen Fi-

nanzausgleichgesetzes vom 29. Juni 2004 (GVBl. I S. 262), das zuletzt durch das Gesetz vom 15. März 2016 

(GVBl. I Nr. 10) geändert worden ist, teil.  

(2) Soweit die sonstigen Finanzmittel der Verbandsgemeinde den für die Aufgabenerfüllung notwendigen Finanz-

bedarf nicht decken, ist eine Umlage von den Ortsgemeinden zu erheben (Verbandsgemeindeumlage). 

(3) Handelt es sich um Einrichtungen oder Leistungen der Verbandsgemeinde, die ausschließlich oder in besonders 

großem oder besonders geringem Maß einzelnen Ortsgemeinden zustattenkommen, so kann die Verbandsgemeinde-

vertretung für diese Ortsgemeinden eine ausschließliche Belastung oder eine nach dem Umfang näher zu bestimmen-

de Mehr- oder Minderbelastung beschließen.  

(4) Die Verbandsgemeindeumlage ist für jedes Haushaltsjahr neu festzusetzen; § 130 Absatz 5 sowie § 139 Ab-

satz 3 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg gelten entsprechend. 

§ 15 

Anwendung von Rechtsvorschriften 

(1) Auf die Verbandsgemeinden sind die Vorschriften des Teils 1 der Kommunalverfassung des Landes Branden-

burg, die für die kreisangehörigen amtsfreien Gemeinden gelten, entsprechend anwendbar. Dies gilt nicht, soweit in 

diesem Gesetz oder in anderen Rechtsvorschriften eine abweichende Regelung getroffen wird. § 1 Absatz 1 und § 2 

sowie die §§ 45 bis 48 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg finden keine Anwendung. An die Stelle 

der Gemeindevertretung tritt die Verbandsgemeindevertretung und an die Stelle der Gemeindevertreterinnen oder 

Gemeindevertreter treten die Verbandsgemeindevertreterinnen oder Verbandsgemeindevertreter, an die Stelle der 

hauptamtlichen Bürgermeisterin oder des hauptamtlichen Bürgermeisters tritt die Verbandsgemeindebürgermeisterin 

oder der Verbandsgemeindebürgermeister.  

(2) Auf die Ortsgemeinden sind die Vorschriften des Teils 1 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg, 

die für die amtsangehörigen Gemeinden gelten, entsprechend anwendbar. Dies gilt nicht, soweit in diesem Gesetz 

oder in anderen Rechtsvorschriften eine abweichende Regelung getroffen wird. 

(3) Vorschriften, die aufgrund des Teils 1 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg für die Gemeinden 

erlassen wurden, gelten für die Verbandsgemeinde entsprechend, soweit nicht in diesen oder anderen Rechtsvor-

schriften abweichende Regelungen getroffen oder die Verbandsgemeinden von der Anwendung ausgenommen wer-

den.  

(4) Vorschriften, die für Ämter und amtsfreie Gemeinden erlassen wurden, gelten für die Verbandsgemeinde ent-

sprechend, soweit nicht in diesen oder anderen Rechtsvorschriften abweichende Regelungen getroffen oder die Ver-

bandsgemeinden von der Anwendung ausgenommen werden. 
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Abschnitt 3 

Mitverwaltung 

§ 16 

Stellung und Struktur der Mitverwaltung 

(1) Die Mitverwaltung ist eine Organisationsform ohne eigene Rechtspersönlichkeit von aneinandergrenzenden 

Gemeinden desselben Landkreises, bei der die mitverwaltende Gemeinde für die mitverwalteten Gemeinden die 

Aufgaben der hauptamtlichen Verwaltung wahrnimmt.  

(2) Die mitverwalteten Gemeinden haben jeweils eine ehrenamtliche Bürgermeisterin oder einen ehrenamtlichen 

Bürgermeister und eine Gemeindevertretung. Die mitverwaltende Gemeinde hat eine hauptamtliche Bürgermeisterin 

oder einen hauptamtlichen Bürgermeister und eine Gemeindevertretung. Die hauptamtliche Bürgermeisterin oder der 

hauptamtliche Bürgermeister der mitverwaltenden Gemeinde nimmt im Wege der horizontalen Organleihe auch die 

Funktion der Hauptverwaltungsbeamtin oder des Hauptverwaltungsbeamten für die mitverwalteten Gemeinden wahr. 

Die hauptamtliche Bürgermeisterin oder der hauptamtliche Bürgermeister der mitverwaltenden Gemeinde kann nicht 

gleichzeitig Bürgermeisterin oder Bürgermeister oder Mitglied der Gemeindevertretung einer der mitverwalteten 

Gemeinden sein. Die hauptamtliche Bürgermeisterin oder der hauptamtliche Bürgermeister hat in den Sitzungen der 

Gemeindevertretungen der mitverwalteten Gemeinden und ihrer Ausschüsse ein aktives Teilnahmerecht. § 22 der 

Kommunalverfassung des Landes Brandenburg gilt entsprechend. 

(3) § 12 des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes gilt mit der Maßgabe entsprechend, dass auch die Beam-

tinnen und Beamten sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die im Dienst der mitverwaltenden Gemeinde 

stehen, nicht zugleich Bürgermeisterin oder Bürgermeister oder Mitglied der Gemeindevertretung einer der mitver-

walteten Gemeinden sein können.  

(4) Wahlbehörde der mitverwaltenden Gemeinde und der mitverwalteten Gemeinden ist die hauptamtliche Bür-

germeisterin oder der hauptamtliche Bürgermeister der mitverwaltenden Gemeinde.  

§ 17 

Bildung, Änderung und Auflösung der Mitverwaltung 

(1) Gemeinden eines Landkreises, die unmittelbar aneinandergrenzen, können nach Beratung durch die untere 

Kommunalaufsichtsbehörde eine Mitverwaltung vereinbaren, ändern oder auflösen. Die Rechtsverhältnisse der Mit-

verwaltung sind in einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zwischen den Gemeinden zu regeln (Mitverwaltungs-

vereinbarung). Die Vereinbarung zur Bildung, Änderung oder Auflösung der jeweiligen Mitverwaltung muss in den 

Gemeindevertretungen der beteiligten Gemeinden beschlossen werden. In der Vereinbarung kann bestimmt werden, 

dass die hauptamtlichen Bürgermeisterinnen oder hauptamtlichen Bürgermeister oder Beigeordneten der zukünftig 

mitverwalteten Gemeinden zu Beigeordneten der mitverwaltenden Gemeinde bestellt werden. Sie bedarf der Geneh-

migung durch das für Inneres zuständige Ministerium. Dieses kann die Genehmigung versagen, wenn die Vereinba-

rung den Maßstäben dieses Gesetzes oder dem öffentlichen Wohl widerspricht. Die Vereinbarung ist durch das für 

Inneres zuständige Ministerium im Amtsblatt für Brandenburg öffentlich bekannt zu machen. Die Mitverwaltungs-

vereinbarung tritt, wenn kein späterer Zeitpunkt bestimmt ist, am Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung in 

Kraft. Die beteiligten Gemeinden haben in ihrem amtlichen Verkündungsblatt auf die erfolgte öffentliche Bekannt-

machung hinzuweisen. 

(2) Entschließt sich eine bislang amtsfreie Gemeinde, sich von einer anderen amtsfreien Gemeinde mitverwalten zu 

lassen, so wird die bislang amtsfreie Gemeinde in eine mitverwaltete Gemeinde umgewandelt. Die Gemeindevertre-

tung einer mitverwalteten Gemeinde nach Satz 1 wählt die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder den ehrenamtlichen 

Bürgermeister für den Rest der laufenden Wahlperiode. Die Amtszeit der oder des Neugewählten beginnt mit der 

Annahme der Wahl. Mit Beginn der Amtszeit der neu gewählten ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des neu ge-

wählten ehrenamtlichen Bürgermeisters, die oder der in entsprechender Anwendung des § 33 Absatz 1 und des § 51 

Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg kraft Amtes den Vorsitz in der Ge-

meindevertretung führt, verliert die oder der bisherige Vorsitzende der Gemeindevertretung dieses Amt. In der ersten 

Sitzung der Gemeindevertretung nach diesem Wechsel im Vorsitz der Gemeindevertretung sind die Stellvertreter der 

oder des Vorsitzenden der Gemeindevertretung neu zu wählen.  
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(3) Bei einem Zusammenschluss der an der Mitverwaltung beteiligten Gemeinden zu einer neuen amtsfreien Ge-

meinde und gleichzeitiger Auflösung der Mitverwaltung nimmt die hauptamtliche Bürgermeisterin oder der haupt-

amtliche Bürgermeister der mitverwaltenden Gemeinde bis zum Beginn der Amtszeit der hauptamtlichen Bürger-

meisterin oder des hauptamtlichen Bürgermeisters der neuen amtsfreien Gemeinde das Amt der hauptamtlichen Bür-

germeisterin oder des hauptamtlichen Bürgermeisters der neugebildeten Gemeinde wahr. Soweit ein Zusammen-

schluss nach Satz 1 mit der Auflösung mehrerer Gemeinden, Ämter oder Verbandsgemeinden mit Hauptverwal-

tungsbeamtinnen oder Hauptverwaltungsbeamten verbunden ist, ist in dem Gebietsänderungsvertrag nach § 6 Ab-

satz 3 Satz 1 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg festzulegen, welcher der Hauptverwaltungsbeamten-

innen oder Hauptverwaltungsbeamten das Amt der hauptamtlichen Bürgermeisterin oder des hauptamtlichen Bür-

germeisters im Sinne von Satz 1 wahrnimmt. 

(4) Das für Inneres zuständige Ministerium kann die Genehmigung der Bildung, Änderung oder Auflösung einer 

Mitverwaltung insbesondere versagen, wenn dadurch für einzelne angrenzende Gemeinden, die nicht in die Bildung 

oder Änderung der Mitverwaltung mit eingebunden werden sollen, der Fortbestand oder die Bildung einer eigenen 

leistungsfähigen Verwaltung gefährdet ist. Gleiches gilt, wenn durch die Bildung, Änderung oder Auflösung einer 

Mitverwaltung die Verwaltungskraft eines danach nur noch teilweise fortbestehenden Amtes oder einer nur noch 

teilweise fortbestehenden Verbandsgemeinde gefährdet würde oder eine Regelung zur anteiligen Überleitung des 

Personals zwischen den Dienstherrn oder den Arbeitgebern nicht getroffen wurde. Die Regelung zur anteiligen Über-

leitung des Personals ist von der Gemeindevertretung der mitverwaltenden Gemeinde, dem Amtsausschuss oder der 

Verbandsgemeindevertretung zu beschließen.  

§ 18 

Mitverwaltungsvereinbarung 

(1) In der Mitverwaltungsvereinbarung nach § 17 Absatz 1 sind insbesondere die Beteiligten und der Beginn der 

Mitverwaltung zu regeln und eine Auflistung von Vermögen und Schulden, die im Zuge der Rechtsnachfolge gemäß 

§ 19 Absatz 2 Satz 1 übergehen, beizufügen oder Regelungen zum Übergang von Vermögen und Schulden zu treffen.  

(2) In der Mitverwaltungsvereinbarung können Regelungen zum Kostenersatz vereinbart werden. 

(3) Für den Fall der Beendigung der Mitverwaltung sollen bereits Regelungen für eine Rückübertragung getroffen 

werden. 

(4) Zur Vermeidung zukünftiger gerichtlicher Streitigkeiten können die beteiligten Gemeinden eine Schiedsklausel 

vereinbaren.  

§ 19 

Aufgabenverteilung in der Mitverwaltung 

(1) Die mitverwaltende Gemeinde ist anstelle der mitverwalteten Gemeinden Trägerin der Auftragsangelegenhei-

ten. Selbstverwaltungsaufgaben und Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung führt die mitverwaltende Gemeinde 

für die mitverwalteten Gemeinden in deren Namen als hauptamtliche Verwaltung durch (Mitverwaltung); die Aufga-

benträgerschaft der mitverwalteten Gemeinden für diese Aufgaben bleibt unberührt, soweit in der Mitverwaltungs-

vereinbarung keine abweichenden Regelungen getroffen werden.  

(2) Für die Auftragsangelegenheiten ist die mitverwaltende Gemeinde Rechtsnachfolgerin der mitverwalteten 

Gemeinden, soweit gesetzlich oder in der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung nach § 17 Absatz 1 nichts anderes 

bestimmt ist. Die mitverwaltende Gemeinde tritt als Rechtsnachfolgerin in die Verträge ein, die die mitverwalteten 

Gemeinden vor Bildung der Mitverwaltung als Trägerinnen der Auftragsangelegenheiten abgeschlossen haben, so-

weit gesetzlich oder in der Mitverwaltungsvereinbarung nichts anderes bestimmt ist. 

(3) Bei Selbstverwaltungsaufgaben und Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung mit Selbstverwaltungscharak-

ter bereitet die mitverwaltende Gemeinde durch ihre Hauptverwaltungsbeamtin oder ihren Hauptverwaltungsbeamten 

im Benehmen mit der jeweiligen ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder dem jeweiligen ehrenamtlichen Bürgermeister 

die Beschlüsse der Gemeindevertretungen der mitverwalteten Gemeinden vor und führt sie nach deren Beschlussfas-

sung durch. Auf dem Gebiet der Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung ohne Selbstverwaltungscharakter trifft 

die mitverwaltende Gemeinde durch ihre Hauptverwaltungsbeamtin oder ihren Hauptverwaltungsbeamten die Ent-

scheidungen für die mitverwaltete Gemeinde in deren Namen als hauptamtliche Verwaltung. 
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(4) In gerichtlichen Verfahren und in Rechts- und Verwaltungsgeschäften vertritt die mitverwaltende Gemeinde die 

mitverwaltete Gemeinde. Ist die mitverwaltende Gemeinde selbst oder sind mehrere an der Mitverwaltung beteiligte 

Gemeinden an einem gerichtlichen Verfahren oder an Rechts- und Verwaltungsgeschäften beteiligt, ist außer in den 

Fällen des § 97 Absatz 1 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder 

der ehrenamtliche Bürgermeister gesetzliche Vertreterin oder gesetzlicher Vertreter der mitverwalteten Gemeinde, 

soweit nicht die Gemeindevertretung für einzelne Rechtsgeschäfte oder einen bestimmten Kreis von Rechtsgeschäf-

ten eine Befreiung der mitverwaltenden Gemeinde vom Verbot des Insichgeschäfts beschließt; Stellvertreter im Sinne 

des § 57 Absatz 2 Satz 2 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg sind die Stellvertreter der ehrenamtli-

chen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters nach § 52 der Kommunalverfassung des Landes Bran-

denburg. 

(5) Die an der Mitverwaltung beteiligten Gemeinden und ihre Organe arbeiten unter Beachtung ihrer jeweiligen 

Verantwortungsbereiche vertrauensvoll zusammen. Sie unterrichten sich gegenseitig über alle Beschlüsse der Ge-

meindevertretungen und alle Entscheidungen der hauptamtlichen Bürgermeisterin oder des hauptamtlichen Bürger-

meisters von grundsätzlicher Bedeutung.  

§ 20 

Personalüberleitung 

(1) Beamtinnen und Beamte der Gemeinden, deren Aufgaben nach Maßgabe des § 19 Absatz 1 Satz 1 und Ab-

satz 2 durch die mitverwaltende Gemeinde anstelle der mitverwalteten Gemeinde wahrgenommen werden, treten 

gemäß § 31 Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes in Verbindung mit § 16 Absatz 1 und 4 letzte Alternative des Be-

amtenstatusgesetzes in den Dienst der mitverwaltenden Gemeinde über. Satz 1 findet auch Anwendung, wenn eine 

Wahrnehmung der Aufgaben nach Maßgabe des § 19 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 3 erfolgt. Die hauptamtlichen Bür-

germeisterinnen und Bürgermeister und die Beigeordneten der mitverwalteten Gemeinden können zu Beigeordneten 

der mitverwaltenden Gemeinde bestellt werden. § 59 Absatz 1 und 2 der Kommunalverfassung des Landes Branden-

burg findet bis zum Ablauf der Amtszeit übergetretener Beamtinnen und Beamter auf Zeit keine Anwendung.  

(2) Im Übrigen richtet sich die Rechtsstellung der übergetretenen Beamtinnen und Beamten nach § 18 des Beam-

tenstatusgesetzes, die der Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger nach § 19 des Beamtenstatusge-

setzes, sofern in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist. § 50 des Brandenburgischen Besoldungsgesetzes findet 

Anwendung. Beamtinnen und Beamte auf Zeit, die bei Anwendung des § 18 Absatz 2 des Beamtenstatusgesetzes die 

Voraussetzungen des § 12 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Brandenburgischen Beamtenversorgungsgesetzes nicht 

erfüllen und deshalb aufgrund der Umbildung nicht in den einstweiligen Ruhestand versetzt werden können, gelten 

als abgewählt und erhalten bis zum Ablauf ihrer Amtszeit Besoldung und Versorgung nach den für abgewählte 

Wahlbeamtinnen und Wahlbeamte auf Zeit geltenden Vorschriften. Soweit die Bildung einer Mitverwaltung einen 

Wechsel des Dienstortes zur Folge hat, gilt der Übertritt in den Dienst der mitverwaltenden Gemeinde als Versetzung 

im Sinne der umzugskostenrechtlichen und trennungsgeldrechtlichen Vorschriften.  

(3) Die Arbeitsverhältnisse der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der mitverwalteten Gemeinden gehen kraft 

Gesetzes auf die mitverwaltende Gemeinde über. Die mitverwaltende Gemeinde tritt in die Rechte und Pflichten aus 

den im Zeitpunkt der Personalüberleitung bestehenden Arbeitsverhältnisse ein; diese werden mit der mitverwaltenden 

Gemeinde fortgesetzt. Die bis zum Tag vor dem Übergang der Arbeitsverhältnisse erworbene Rechtsstellung der 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, insbesondere im Hinblick auf erreichte tarifrechtlich maßgebliche Zeiten, 

bleibt gewahrt. Den betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern ist der gesetzliche Übergang der Arbeitsver-

hältnisse, der Eintritt der mitverwaltenden Gemeinde in die Rechte und Pflichten aus den bestehenden Arbeitsver-

hältnissen, deren Fortsetzung mit dem neuen Arbeitgeber und die Wahrung ihrer erworbenen Rechtsstellung schrift-

lich zu bestätigen. Absatz 2 Satz 4 gilt entsprechend. 

(4) § 5 Absatz 4 bis 7 gilt entsprechend.  

(5) Wird die Mitverwaltung geändert oder aufgelöst, sind in der hierfür nach § 17 Absatz 1 abzuschließenden 

Mitverwaltungsvereinbarung Personalüberleitungsbestimmungen in entsprechender Anwendung der Absätze 1 bis 4 

zu treffen. 

(6) Soweit bei der Bildung einer Mitverwaltung Gemeinden beteiligt sind, die nicht über eine eigene Verwaltung 

verfügen, sind Regelungen zur Personalüberleitung in einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zu treffen.  
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§ 21 

Mitverwaltungsausschuss 

(1) Für die Mitverwaltung ist ein gemeinsames Organ der beteiligten Gemeinden zu bilden (Mitverwaltungsaus-

schuss).  

(2) Der Mitverwaltungsausschuss besteht aus der hauptamtlichen Bürgermeisterin oder dem hauptamtlichen Bür-

germeister der mitverwaltenden Gemeinde, den ehrenamtlichen Bürgermeisterinnen oder Bürgermeistern der mitver-

walteten Gemeinden und den weiteren Mitgliedern nach Absatz 3, mit der Maßgabe, dass keine Gemeinde mehr als 

50 Prozent aller Stimmen haben darf.  

(3) Gemeinden mit mehr als 600 Einwohnerinnen und Einwohnern bestellen weitere Mitglieder in den Mitverwal-

tungsausschuss. Ihre Anzahl beträgt in Gemeinden  

1. von 601 bis 1 500 Einwohnerinnen und Einwohnern eins, 

2. von 1 501 bis 3 000 Einwohnerinnen und Einwohnern zwei, 

3. von 3 001 bis 5 000 Einwohnerinnen und Einwohnern drei, 

4. von 5 001 bis 7 000 Einwohnerinnen und Einwohnern vier und  

5. ab 7 001 Einwohnerinnen und Einwohnern fünf. 

Für die Anzahl der weiteren Mitglieder ist die Einwohnerzahl maßgebend, die der letzten allgemeinen Wahl zu den 

Gemeindevertretungen zugrunde gelegen hat. Bei Gebietsänderungen ist die Einwohnerzahl maßgebend, die der 

letzten fortgeschriebenen Bevölkerungszahl entspricht, welche mindestens sechs Monate vor dem Wirksamwerden 

der Gebietsänderung von dem Amt für Statistik Berlin-Brandenburg veröffentlicht wurde. 

(4) Jedes Mitglied im Mitverwaltungsausschuss hat eine Stimme. Die Vertreterinnen oder Vertreter einer Gemein-

de können im Mitverwaltungsausschuss nur einheitlich abstimmen; eine uneinheitliche Stimmabgabe ist ungültig. Die 

Gemeindevertretung der mitverwalteten oder der mitverwaltenden Gemeinde kann ihren Vertreterinnen oder Vertre-

tern im Mitverwaltungsausschuss insoweit Richtlinien und Weisungen erteilen. 

(5) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Mitverwaltungsausschusses ist die hauptamtliche Bürgermeisterin 

oder der hauptamtliche Bürgermeister der mitverwaltenden Gemeinde. Der Mitverwaltungsausschuss benennt aus 

seiner Mitte die stellvertretende Vorsitzende oder den stellvertretenden Vorsitzenden und mindestens eine weitere 

Vertreterin oder einen weiteren Vertreter.  

§ 22 

Zuständigkeiten des Mitverwaltungsausschusses 

(1) Der Mitverwaltungsausschuss nimmt die nach § 28 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 5, 7 und 12 der Kommunalver-

fassung des Landes Brandenburg den Gemeindevertretungen vorbehaltenen Zuständigkeiten sowohl für die mitver-

waltende als auch die mitverwalteten Gemeinden wahr.  

(2) Der Mitverwaltungsausschuss soll im Interesse einer effektiven Verwaltungsdurchführung bei mehreren mit-

verwalteten Gemeinden auf möglichst gleichlautende Beschlüsse hinwirken.  

§ 23 

Widerspruchsrecht gegen Entscheidungen des Mitverwaltungsausschusses 

Die Gemeindevertretung einer der beteiligten Gemeinden kann einem Beschluss des Mitverwaltungsausschusses 

widersprechen, wenn der Beschluss die Gemeinde betrifft und das Wohl der Gemeinde gefährdet. Der Widerspruch 

muss binnen drei Wochen nach Zugang des Beschlusses bei der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister schriftlich 

erhoben und begründet werden. War die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister bei der Beschlussfassung anwesend, 

beginnt die Frist am Tag nach der Beschlussfassung. Der Widerspruch hat aufschiebende Wirkung gegenüber allen 

an der Mitverwaltung beteiligten Gemeinden und führt zur Aufhebung des Beschlusses, wenn der Mitverwaltungs-
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ausschuss den Widerspruch nicht binnen eines Monats zurückweist. Der Zurückweisungsbeschluss bedarf der Mehr-

heit von zwei Dritteln der gesetzlichen Anzahl der Mitglieder des Mitverwaltungsausschusses.  

§ 24 

Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen sowie Kostenersatz 

(1) Die mitverwaltende Gemeinde und die mitverwalteten Gemeinden verfügen als jeweils fortbestehende eigen-

ständige juristische Personen des öffentlichen Rechts über ein eigenes Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen 

gemäß den Regelungen des Teils 1 Kapitel 3 Abschnitt 1, 2 und 4 der Kommunalverfassung des Landes Branden-

burg.  

(2) Die Erhebung der Kreisumlage wird von der Mitverwaltung nicht berührt. 

(3) Die mitverwaltende Gemeinde besorgt das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen für die mitverwalteten 

Gemeinden.  

(4) Soweit die mitverwaltende Gemeinde ein Rechnungsprüfungsamt eingerichtet hat oder sich eines anderen 

Rechnungsprüfungsamtes bedient, obliegt diesem Rechnungsprüfungsamt auch die örtliche Prüfung der mitverwalte-

ten Gemeinden. 

(5) Für die hauptamtliche Verwaltung der mitverwalteten Gemeinden sind der mitverwaltenden Gemeinde die 

Kosten zu erstatten. 

(6) Im Übrigen gilt für die Mitverwaltung Abschnitt 3 des Gemeindestrukturänderungsförderungsgesetzes.  

§ 25 

Anwendung von Rechtsvorschriften 

(1) Auf die mitverwaltenden Gemeinden sind die Vorschriften des Teils 1 der Kommunalverfassung des Landes 

Brandenburg, die für die kreisangehörigen amtsfreien Gemeinden gelten, entsprechend anwendbar. Soweit diese auf 

die Einwohnerzahl einer kreisangehörigen amtsfreien Gemeinde abstellen, ist die Summe der Einwohnerzahlen der 

mitverwaltenden Gemeinde und aller mitverwalteten Gemeinden maßgeblich. Dies gilt nicht, soweit in diesem Gesetz 

oder in anderen Rechtsvorschriften eine abweichende Regelung getroffen wird.  

(2) Auf die mitverwalteten Gemeinden sind die Vorschriften des Teils 1 der Kommunalverfassung des Landes 

Brandenburg, die für die amtsangehörigen Gemeinden gelten, entsprechend anwendbar. Dies gilt nicht, soweit in 

diesem Gesetz oder in anderen Rechtsvorschriften eine abweichende Regelung getroffen wird. 

(3) Vorschriften, die aufgrund des Teils 1 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg für die Gemeinden 

erlassen wurden, gelten für die mitverwaltenden und die mitverwalteten Gemeinden entsprechend, soweit nicht in 

diesen oder anderen Rechtsvorschriften abweichende Regelungen getroffen oder die mitverwalteten und mitverwal-

tenden Gemeinden von der Anwendung ausgenommen werden.  

Abschnitt 4 

Beobachtungspflicht 

§ 26 

Beobachtungspflicht 

Die Landesregierung beobachtet bis einschließlich 31. Dezember 2024 die tatsächlichen Auswirkungen der Einfüh-

rung der Verbandsgemeinde und der Mitverwaltung, dokumentiert ihre Bewertungen in geeigneter Form, um gegebe-

nenfalls daraus entsprechenden Nachbesserungsbedarf abzuleiten, und erstattet dem Landtag Bericht.  
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Artikel 2 

Gesetz zu finanziellen Hilfen und zur Schaffung von Ausnahmeregelungen zur Erleichterung von 

freiwilligen Zusammenschlüssen zur Vergrößerung der Strukturen auf gemeindlicher Ebene und 

zur Verringerung der Anzahl der hauptamtlichen Verwaltungen auf der gemeindlichen Ebene 

(Gemeindestrukturänderungsförderungsgesetz – GemStrÄndFördG) 

Abschnitt 1 

Anwendungsbereich 

§ 1 

Anwendungsbereich, Begriffsbestimmung 

Dieses Gesetz gilt für alle Gemeindestrukturänderungen. Gemeindestrukturänderungen im Sinne dieses Gesetzes sind 

Gebietsänderungen gemäß § 6 Absatz 3 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg vom 18. Dezember 2007 

(GVBl. I S. 286), die zuletzt durch das Gesetz vom 29. Juni 2018 (GVBl. I Nr. 15, 19) geändert worden ist, und 

Änderungen, Auflösungen oder Zusammenschlüsse von Ämtern gemäß § 134 der Kommunalverfassung des Landes 

Brandenburg sowie die Bildung, Änderung oder Auflösung einer Verbandsgemeinde oder Mitverwaltung nach § 3 

Absatz 1 und § 17 Absatz 1 des Verbandsgemeinde- und Mitverwaltungsgesetzes vom 15. Oktober 2018 (GVBl. I 

Nr. 22 S. 2). 

Abschnitt 2 

Finanzhilfen 

§ 2 

Einmalkostenpauschale 

(1) Auf Antrag kann nach Bestandskraft der Genehmigung einer freiwilligen  

1. Bildung oder Änderung einer amtsfreien oder mitverwalteten Gemeinde gemäß § 6 Absatz 3 der Kommunal-

verfassung des Landes Brandenburg oder 

2. Bildung oder Änderung einer Verbandsgemeinde gemäß § 3 Absatz 1 des Verbandsgemeinde- und Mitverwal-

tungsgesetzes oder 

3. Bildung einer Mitverwaltung gemäß § 17 Absatz 1 des Verbandsgemeinde- und Mitverwaltungsgesetzes 

unter Wegfall mindestens einer hauptamtlichen Verwaltung eine Einmalkostenpauschale vom für Inneres zuständigen 

Ministerium gewährt werden. Wird ein Amt unter Wegfall mindestens einer hauptamtlichen Verwaltung durch Auf-

nahme einer Gemeinde oder mehrerer Gemeinden gemäß § 134 Absatz 1 der Kommunalverfassung des Landes Bran-

denburg geändert oder werden bestehende Ämter gemäß § 134 Absatz 1 der Kommunalverfassung des Landes Bran-

denburg zusammengeschlossen, gilt Satz 1 entsprechend. Wird aus einem Amt eine amtsfreie Gemeinde gebildet, 

kann auf Antrag nach Bestandskraft der Genehmigung des freiwilligen Zusammenschlusses eine Einmalkostenpau-

schale vom für Inneres zuständigen Ministerium gewährt werden. Wird aus einem Amt eine Verbandsgemeinde 

gebildet, kann auf Antrag nach Bestandskraft der Genehmigung der freiwilligen Bildung einer Verbandsgemeinde 

eine Einmalkostenpauschale vom für Inneres zuständigen Ministerium gewährt werden. 

(2) Die Einmalkostenpauschale in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 und des Absatzes 1 Satz 2 

beträgt ab einer Zuständigkeit der neuen hauptamtlichen Verwaltung für 6 000 Einwohnerinnen und Einwohner 

400 000 Euro oder ab einer Zuständigkeit der neuen hauptamtlichen Verwaltung für 7 000 Einwohnerinnen und 

Einwohner 500 000 Euro, jeweils multipliziert mit der Zahl der insgesamt reduzierten Anzahl hauptamtlicher Verwal-

tungen. Im Fall des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 3 beträgt die Einmalkostenpauschale 300 000 Euro je wegfallender 

hauptamtlicher Verwaltung. Werden unter Wegfall einer hauptamtlichen Verwaltung mehr als eine hauptamtliche 

Verwaltung in den Fällen des Absatzes 1 gebildet, wird die Einmalkostenpauschale nach dem Verhältnis der auf die 
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neu gebildeten hauptamtlichen Verwaltungen übergehenden Bevölkerungszahl der wegfallenden hauptamtlichen 

Verwaltung geteilt. In den Fällen des Absatzes 1 Satz 3 und 4 beträgt die Einmalkostenpauschale 300 000 Euro. Die 

Gewährung einer Einmalkostenpauschale im Fall des Absatzes 1 Satz 2 schließt die Gewährung einer Einmalkosten-

pauschale im Fall des Absatzes 1 Satz 4 aus. 

(3) Die Einmalkostenpauschale nach Absatz 2 Satz 2 ist regelmäßig zurückzufordern, wenn die Mitverwaltung 

innerhalb von fünf Jahren aufgelöst wird. Von einer Rückforderung kann insbesondere dann abgesehen werden, wenn 

sich mit Wirksamwerden der Auflösung der Mitverwaltung die Zahl der hauptamtlichen Verwaltungen durch Bildung 

einer amtsfreien Gemeinde oder Verbandsgemeinde nicht erhöht. 

(4) Maßgebende Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner ist der Durchschnitt der letzten zwölf vom Amt für 

Statistik Berlin-Brandenburg veröffentlichten monatlich fortgeschriebenen Bevölkerungszahlen vor der Genehmi-

gung der der freiwilligen Bildung oder Änderung in den Fällen des Absatzes 1 zugrunde liegenden öffentlich-

rechtlichen Vereinbarung. 

(5) Empfänger der Einmalkostenpauschale nach Absatz 2 Satz 1 und 4 ist der Träger der neuen hauptamtlichen 

Verwaltung. Empfänger der Einmalkostenpauschale nach Absatz 2 Satz 2 ist die mitverwaltende Gemeinde treuhän-

derisch für die mitverwaltende und die mitverwalteten Gemeinden. 

(6) Der Antrag auf Gewährung der Einmalkostenpauschale ist von den in den Fällen des Absatzes 1 beteiligten 

Gebietskörperschaften gemeinsam mit dem Antrag auf Genehmigung der der freiwilligen Bildung oder Änderung in 

den Fällen des Absatzes 1 zugrunde liegenden öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zu stellen. Dem Antrag ist eine 

zwischen den beteiligten Gebietskörperschaften vereinbarte Planung der Mittelverwendung beizufügen. Die Verwen-

dung ist durch einen einfachen Verwendungsnachweis durch den Empfänger nachzuweisen.  

(7) Die Mittel können für investive und nicht investive Maßnahmen verwendet werden. 

§ 3 

Teilentschuldung 

(1) Empfänger nach § 2 Absatz 5 in Verbindung mit § 2 Absatz 1 Satz 1 bis 3 können darüber hinaus für die an der 

Gemeindestrukturveränderung beteiligten Gemeinden, Ämter, Verbandsgemeinden und Ortsgemeinden Zuweisungen 

zum Abbau der Kassenkredite zum Stichtag 31. Dezember 2017 erhalten. Die Zuweisungen dürfen den Kassenkre-

ditbestand zum 31. Dezember des Jahres vor der Gemeindestrukturänderung im Sinne des § 1 nicht überschreiten. 

Bei mehrmaligen Gemeindestrukturveränderungen werden Kassenkreditbestände nur einmalig für eine Zuweisung 

berücksichtigt.  

(2) Die Höhe der Zuweisungen beträgt 40 Prozent des Kassenkreditbestandes nach Absatz 1 und darf einen Maxi-

malbetrag von 3 Millionen Euro nicht überschreiten.  

(3) Die Entschuldungshilfen sind ergebnisneutral sowie im Finanzhaushalt und in der Finanzrechnung zu verbu-

chen. Als Gegenkonto in der Bilanz ist das Basisreinvermögen zu verwenden. 

§ 4 

Bereitstellung von Haushaltsmitteln des Landes 

(1) Für die Finanzierung der Einmalkostenpauschale nach § 2 und der Teilentschuldung nach § 3 werden Landes-

mittel in Höhe von 77 800 000 Euro zur Verfügung gestellt. 

(2) Leistungen nach den §§ 2 und 3 werden bis zum Erreichen der Obergrenze nach Absatz 1 gewährt. Zur Ge-

währleistung der Obergrenze wird auf die zeitliche Reihenfolge der rechtlichen Umorganisation der Verwaltungen 

abgestellt. 

(3) Das für Kommunales zuständige Ministerium erlässt eine Verwaltungsvorschrift über die Verwendung und 

Verteilung der Mittel nach § 3. 
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Abschnitt 3 

Haushaltsrechtliche Ausnahmeregelungen 

§ 5 

Haushaltssatzung 

Bei der Aufstellung der Haushaltssatzung sowie einer Nachtragssatzung für das Haushaltsjahr, in dem die Gemein-

destrukturänderung im Sinne des § 1 in Kraft tritt, kann auf die Erstellung folgender Bestandteile verzichtet werden: 

1. mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung gemäß § 72 Absatz 1 der Kommunalverfassung des Landes Bran-

denburg, soweit die Haushaltssatzung keine nach § 73 Absatz 4 und § 74 Absatz 2 der Kommunalverfassung 

des Landes Brandenburg genehmigungspflichtigen Teile enthält,  

2. die dem Haushaltsplan beizufügenden Anlagen gemäß § 3 Absatz 2 der Kommunalen Haushalts- und Kassen-

verordnung vom 14. Februar 2008 (GVBl. II S. 14), die zuletzt durch die Verordnung vom 15. Februar 2018 

(GVBl. II Nr. 15) geändert worden ist, und 

3. das Haushaltssicherungskonzept gemäß § 63 Absatz 5 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg. 

Bereits beschlossene und genehmigte Haushaltssicherungskonzepte gelten fort. 

§ 6 

Jahresabschluss 

Bei der Aufstellung eines Jahresabschlusses auf den Tag vor dem Inkrafttreten der Gemeindestrukturänderung im 

Sinne des § 1 kann auf die Erstellung folgender Bestandteile verzichtet werden:  

1. die Teilrechnungen nach § 82 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg,  

2. den Rechenschaftsbericht nach § 82 Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 der Kommunalverfassung des Landes Bran-

denburg und  

3. die Anlagen-, Forderungs- und Verbindlichkeitenübersicht sowie den Beteiligungsbericht nach § 82 Absatz 2 

Satz 2 Nummer 2 bis 5 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg.  

§ 7 

Gesamtabschluss 

Auf die Erstellung eines Gesamtabschlusses für das Jahr der Gemeindestrukturänderung im Sinne des § 1 sowie für 

das darauf folgende Haushaltsjahr kann verzichtet werden. 

§ 8 

Übergang von Rechten und Pflichten sowie Vermögen und Schulden 

(1) Der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung nach § 3 Absatz 1 oder § 17 Absatz 1 des Verbandsgemeinde- und 

Mitverwaltungsgesetzes ist insbesondere eine Auflistung über das übergehende Vermögen und die übergehenden 

Schulden beizufügen oder in dieser sind Regelungen zum Übergang von Vermögen und Schulden zu treffen.  

(2) Der Übergang des Vermögens und der Schulden erfolgt ergebnisneutral durch Buchung gegen das Basisrein-

vermögen. Bei der Einbuchung von Vermögensgegenständen wird ein entsprechender Sonderposten gebildet. Die mit 

dem Übergang verbundenen Rechte und Pflichten sowie Vermögen und Schulden sind darüber hinaus im Anhang 

zum Jahresabschluss aufzuführen. 
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(3) Zu den Rechten und Pflichten gehören auch alle nichtbilanzierten Rechte und Pflichten. Zu dem Vermögen und 

den Schulden gehören auch nichtbilanziertes Vermögen und nichtbilanzierte Schulden. 

(4) Alle Bilanzposten gehen zu den Wertansätzen des Jahresabschlusses des Haushaltsjahres vor dem Inkrafttreten 

der Gemeindestrukturänderung im Sinne des § 1 über. Wertberichtigungen der Bilanzposten und Vereinheitlichungen 

der Ansatz- und Bewertungsgrundsätze können letztmalig im vierten der Gemeindestrukturänderung folgenden Jah-

resabschluss vorgenommen werden und sind im Anhang zu dokumentieren. Die Wertberichtigungen erfolgen ergeb-

nisneutral durch Buchung gegen das Basisreinvermögen. 

§ 9 

Buchungsvorschriften 

(1) Ein nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag in der Bilanz soll einmalig im ersten Jahresabschluss nach 

der Gemeindestrukturänderung im Sinne des § 1 mit den Überschussrücklagen und darüber hinaus mit dem Basis-

reinvermögen verrechnet werden. Die entstandenen Fehlbeträge des ordentlichen und des außerordentlichen Ergeb-

nisses sowie die Bedarfszuweisungen zum Abbau des Negativsaldos im Finanzhaushalt sollen einmalig im ersten 

Jahresabschluss nach der Gemeindestrukturänderung im Sinne des § 1 mit dem Basisreinvermögen verrechnet wer-

den.  

(2) Überschussrücklagen, die nicht durch Finanzmittel gemäß § 57 Absatz 3 Nummer 2.3 und 2.4 der Kommunalen 

Haushalts- und Kassenverordnung gedeckt sind und nicht innerhalb des mittelfristigen Ergebnis- und Finanzpla-

nungszeitraumes zum Ausgleich des Ergebnishaushaltes benötigt werden, sind einmalig im ersten Jahresabschluss 

nach der Gemeindestrukturänderung dem Basisreinvermögen zuzuführen.  

(3) Sonderrücklagen aus nicht verbrauchten investiven Schlüsselzuweisungen bleiben erhalten.  

§ 10 

Prüfungswesen 

(1) Das Rechnungsprüfungsamt kann sich bei der Prüfung der Jahresabschlüsse nach § 82 der Kommunalverfas-

sung des Landes Brandenburg einer Wirtschaftsprüferin, eines Wirtschaftsprüfers oder einer Wirtschaftsprüfungsge-

sellschaft bedienen.  

(2) Soweit aus Anlass der Gemeindestrukturänderung im Sinne des § 1 eine Eröffnungsbilanz erstellt wird, kann 

auf die Prüfung der Eröffnungsbilanz verzichtet werden. 

§ 11 

Unterjähriges Haushalts-, Kassen-, Rechnungs- und Prüfungswesen 

(1) Bei einer unterjährigen Gemeindestrukturänderung im Sinne des § 1 mit Gesamtrechtsnachfolge gelten alle 

Haushaltssatzungen der Gemeinden oder Gemeindeverbände, die ihre juristische Eigenständigkeit verlieren, bis zum 

Ende des Haushaltsjahres fort, in dem die Gemeindestrukturänderung im Sinne des § 1 in Kraft tritt. Dies gilt auch 

für die Haushaltssatzungen, die Festsetzungen für zwei Haushaltsjahre enthalten (Doppelhaushalt).  

(2) Die in den nach Absatz 1 fortgeltenden Haushaltssatzungen festgesetzten Aufwendungen sind innerhalb der 

jeweiligen Haushaltssatzung und mit den fortgeltenden Haushaltssatzungen der an der Gemeindestrukturänderung im 

Sinne des § 1 beteiligten Gemeinden oder Gemeindeverbände satzungsübergreifend gegenseitig deckungsfähig. Dies 

gilt entsprechend für Auszahlungen, Erträge und Einzahlungen.  

(3) Für den verbleibenden Zeitraum des Haushaltsjahres der Gemeindestrukturänderung im Sinne des § 1 kann in 

Abweichung zu Absatz 1 eine Haushaltssatzung erlassen werden (Teil-Haushaltssatzung). Das Haushaltsjahr für die 

Teil-Haushaltssatzung beginnt mit Inkrafttreten der Gemeindestrukturänderung im Sinne des § 1.  
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(4) Im Fall des Absatzes 3 ist auf den Tag vor dem Inkrafttreten der Gemeindestrukturänderung im Sinne des § 1 

ein Jahresabschluss zu erstellen. Im Übrigen kann auf die Erstellung eines Jahresabschlusses gemäß § 82 der Kom-

munalverfassung des Landes Brandenburg auf einen Zeitpunkt vor dem 31. Dezember des Jahres der Gemeindestruk-

turänderung im Sinne des § 1 verzichtet werden.  

(5) Auf die Prüfung der unterjährigen Jahresabschlüsse nach Absatz 4 Satz 1 kann verzichtet werden.  

Abschnitt 4 

Sonstige Ausnahmeregelungen zur Erleichterung von freiwilligen Gemeindestrukturänderungen 

§ 12 

Regelung unterschiedlicher Steuersätze in Gemeindestrukturänderungsverträgen 

An einer Gemeindeneubildung oder Eingliederung nach § 6 Absatz 3 der Kommunalverfassung des Landes Branden-

burg beteiligte Gemeinden können im Gebietsänderungsvertrag die Fortgeltung und schrittweise Angleichung von 

Steuersätzen, höchstens jedoch für einen Zeitraum von fünf Jahren ab dem Wirksamwerden der Gemeindeneugliede-

rung, regeln, soweit durch Gesetz oder Rechtsverordnung nichts anderes bestimmt ist.  

§ 13 

Verzicht auf Neuwahlen von kommunalen Wahlbeamtinnen und Wahlbeamten 

(1) Hat die Gemeindevertretung beschlossen, Verhandlungen über den Zusammenschluss oder eine andere Körper-

schaftsumbildung mit einer anderen Gemeinde aufzunehmen, so kann sie auch beschließen, auf eine erforderliche 

Wahl der Hauptverwaltungsbeamtin oder des Hauptverwaltungsbeamten für einen festzulegenden Zeitraum von 

längstens zwei Jahren nach dem Ablauf der Amtszeit oder dem Ausscheiden aus dem Amt vorläufig zu verzichten. 

Der Beschluss über den vorläufigen Verzicht ist mindestens fünf Monate vor Ablauf der Amtszeit oder vor Beginn 

des Ruhestandes der Amtsinhaberin oder des Amtsinhabers oder innerhalb eines Monats nach dem vorzeitigen Aus-

scheiden aus dem Amt zu fassen. Auf Antrag der Gemeinde kann der gemäß Satz 1 festgelegte Zeitraum durch die 

oberste Kommunalaufsichtsbehörde einmalig um bis zu zwölf Monate verlängert werden, wenn die nach Satz 1 ge-

plante Körperschaftsumbildung innerhalb des Verlängerungszeitraumes voraussichtlich abgeschlossen sein wird. 

(2) Der Beschluss der Gemeindevertretung nach Absatz 1 kann verbunden werden mit einem Beschluss über die 

Fortführung des Amtes im Beamtenverhältnis auf Zeit durch die Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber mit ihrer oder 

seiner Zustimmung. Die Zustimmung zur Fortführung des Amtes nach Ablauf der ursprünglichen Amtszeit ist schrift-

lich gegenüber der Gemeindevertretung als Dienstvorgesetzte zu erklären. Einer Ernennung bedarf es nicht. Die 

Fortführung des Amtes endet, wenn das Amt infolge der Körperschaftsumbildung wegfällt oder eine Nachfolgerin 

oder ein Nachfolger das Amt antritt. Die Amtsinhaberin oder der Amtsinhaber, die oder der nach Zusammenschluss 

oder Körperschaftsumbildung nicht erneut zur Beamtin auf Zeit oder zum Beamten auf Zeit ernannt wird, tritt mit 

Ablauf der fortgeführten Amtszeit nach Maßgabe des § 122 Absatz 3 des Landesbeamtengesetzes vom 3. April 2009 

(GVBl. I S. 26), das zuletzt durch das Gesetz vom 29. Juni 2018 (GVBl. I Nr. 17) geändert worden ist, in den Ruhe-

stand, ohne dass es der Erklärung der Bereitschaft für eine Wiederwahl bedarf; § 122 Absatz 6 des Landesbeamten-

gesetzes findet Anwendung. Für eine Amtsinhaberin oder einen Amtsinhaber, die oder der in der neuen Gebietskör-

perschaft erneut in das Beamtenverhältnis auf Zeit berufen wird, gilt § 122 Absatz 4 Satz 2 des Landesbeamtengeset-

zes entsprechend. Wird ein Beschluss nach Satz 1 nicht gefasst oder die Zustimmung nach Satz 2 nicht erklärt, tritt 

die Rechtsfolge des § 122 Absatz 3 des Landesbeamtengesetzes mit Ablauf der Amtszeit bei Vorliegen der sonstigen 

Voraussetzungen auch ohne Bereitschaftserklärung für eine Wiederwahl ein. 

(3) Wenn der Beschluss der Gemeindevertretung nach Absatz 1 Satz 1 oder die Entscheidung der obersten Kom-

munalaufsichtsbehörde nach Absatz 1 Satz 3 aufgehoben wird oder die für den vorläufigen Wahlverzicht festgelegte 

Zeitdauer abgelaufen ist, so wird die Nachfolgerin oder der Nachfolger des Hauptverwaltungsbeamten oder der 

Hauptverwaltungsbeamtin innerhalb von sechs Monaten gewählt. Die Wahl kann bis zu drei weitere Monate später 

stattfinden, wenn dadurch die gemeinsame Durchführung mit einer anderen Wahl ermöglicht wird. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für einen Amtsausschuss, der Verhandlungen über den Zusammenschluss mit einem 

anderen Amt oder einer amtsfreien Gemeinde oder die Umbildung zur Verbandsgemeinde oder die Vereinbarung 

einer Mitverwaltung beschlossen hat, entsprechend.  
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§ 14 

Wechsel einer bisher amtsfreien Gemeinde in ein bestehendes Amt 

(1) Eine bislang amtsfreie Gemeinde wird mit der Aufnahme in ein bestehendes Amt in eine amtsangehörige Ge-

meinde umgewandelt.  

(2) Die Gemeindevertretung der amtsangehörigen Gemeinde nach Absatz 1 wählt die neue ehrenamtliche Bürger-

meisterin oder den neuen ehrenamtlichen Bürgermeister für den Rest der laufenden Wahlperiode. Die Amtszeit der 

oder des Neugewählten beginnt mit der Annahme der Wahl.  

(3) Mit Beginn der Amtszeit der neu gewählten ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des neu gewählten ehrenamt-

lichen Bürgermeisters nach Absatz 2, die oder der gemäß § 33 Absatz 1 und § 51 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 der 

Kommunalverfassung des Landes Brandenburg kraft ihres oder seines Amtes den Vorsitz in der Gemeindevertretung 

führt, verliert die oder der bisherige Vorsitzende der Gemeindevertretung dieses Amt. In der ersten Sitzung der Ge-

meindevertretung nach diesem Wechsel im Vorsitz der Gemeindevertretung sind die Stellvertreter des Vorsitzenden 

der Gemeindevertretung neu zu wählen.  

Artikel 3 

Änderung der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 

Die Kommunalverfassung des Landes Brandenburg vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I S. 286), die zuletzt durch das 

Gesetz vom 29. Juni 2018 (GVBl. I Nr. 15, 19) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:  

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:  

a) Nach der Angabe zu § 85 werden folgende Angaben eingefügt:  

„§ 85a Übergang von Rechten und Pflichten sowie Vermögen und Schulden bei Aufgabenübertragun-

gen 

§ 85b Buchungsvorschriften bei Gebietsänderungen, Gemeindestrukturänderungen oder Aufgaben-

übertragungen“. 

b) Die Angabe zu § 134 wird wie folgt gefasst: 

„§ 134 Änderung, Auflösung und Zusammenschluss der Ämter“. 

2. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Wird der Zuständigkeitsbereich von Ämtern berührt, so ist das Amt anzuhören.“ 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Der Vertrag tritt, wenn kein späterer Zeitpunkt bestimmt ist, am Tag nach der öffentlichen Be-

kanntmachung in Kraft.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach den Wörtern „können sich“ die Wörter „nach Beratung durch die Kommu-

nalaufsichtsbehörde und“ eingefügt. 

bb) In Satz 3 werden die Wörter „Absatz 2 Satz 4“ durch die Wörter „Absatz 2 Satz 4 und 5“ ersetzt. 
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3. In § 7 Absatz 5 Satz 2 werden die Wörter „§§ 59 Abs. 2, 60 Abs. 2“ durch die Wörter „§ 59 Absatz 1 und 2 

sowie § 60 Absatz 2“ ersetzt.  

4. § 19 Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Die Hauptsatzung kann vorsehen, dass Beiräte nach Absatz 1 Satz 1 ganz oder teilweise unmittelbar gewählt 

werden.“ 

5. § 30 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach den Wörtern „Die Gemeindevertreter dürfen“ die Wörter „an der Bewerbung so-

wie“ eingefügt. 

b) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:  

„Entgegenstehende Vereinbarungen sind nichtig.“ 

6. § 46 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingefügt: 

„(3a) In der Hauptsatzung können dem Ortsbeirat weitere Entscheidungsrechte über Angelegenheiten sei-

nes Gebietes eingeräumt werden. Insbesondere kann dem Ortsbeirat bis zu einer durch die Gemeindever-

tretung festzulegenden Grenze die eigenverantwortliche Entscheidungsbefugnis über ortsteilbezogene 

Aufwendungen und Auszahlungen im Rahmen eines Ortsteilbudgets übertragen werden.“ 

b) In Absatz 6 Satz 1 werden die Wörter „nach Absatz 3“ durch die Wörter „nach den Absätzen 3 und 3a“ 

ersetzt. 

7. Dem § 47 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Durch Regelung in der Hauptsatzung können dem Ortsvorsteher bezogen auf seinen Ortsteil zudem die Rechte 

zur Kontrolle der Verwaltung in entsprechender Anwendung des § 29 eingeräumt werden.“ 

8. Nach § 85 werden die folgenden §§ 85a und 85b eingefügt:  

„§ 85a 

Übergang von Rechten und Pflichten sowie Vermögen und 

Schulden bei Aufgabenübertragungen 

(1) Bei einer Aufgabenübertragung sollen in einer Vereinbarung Regelungen zum Übergang der Rechte und 

Pflichten sowie des Vermögens und der Schulden oder zum Nichtübergang getroffen werden, soweit gesetzlich 

nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Werden keine Regelungen getroffen, erfolgt der Übergang entschädigungslos sowie vollständig auf die 

die Aufgabe übernehmende Gemeinde, sofern die Zuordnung zu einer einzelnen Aufgabe vollständig oder zu 

mehr als 50 Prozent möglich ist. 

(3) Ist eine Zuordnung nach Absatz 2 aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen nicht möglich, erfolgt der 

Übergang entschädigungslos sowie anteilig auf die Gemeinde, auf die die Aufgabe übertragen wird, nach dem 

prozentualen Anteil der Aufgabenerfüllung. 

(4) Ist eine Aufteilung nach Absatz 3 aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen nicht möglich, findet ein 

Übergang von Rechten und Pflichten sowie Vermögen und Schulden nicht statt. In diesen Fällen ist eine Ver-

einbarung über die Wahrnehmung von Rechten und Pflichten sowie die Nutzung von Vermögensgegenständen 

zu treffen. Satz 2 gilt entsprechend für Mitnutzungen nach Absatz 2. 
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§ 85b 

Buchungsvorschriften bei Gebietsänderungen, 

Gemeindestrukturänderungen oder Aufgabenübertragungen 

(1) Der Übergang des Vermögens und der Schulden erfolgt ergebnisneutral durch Buchung gegen das Basis-

reinvermögen. Bei der Einbuchung von Vermögensgegenständen wird ein entsprechender Sonderposten gebil-

det. Die mit dem Übergang verbundenen Rechte und Pflichten sind darüber hinaus jeweils im Anhang zum Jah-

resabschluss aufzuführen. 

(2) Zu Rechten und Pflichten gehören auch alle nichtbilanzierten Rechte und Pflichten. Zu dem Vermögen 

und den Schulden gehören auch nichtbilanziertes Vermögen und Schulden. 

(3) Alle Bilanzposten gehen zu den Wertansätzen des Haushaltsjahres über, in dem die Gebietsänderung oder 

die Aufgabenübertragung stattfindet. 

(4) Werteberichtigungen der Bilanzposten und Vereinheitlichungen der Ansatz- und Bewertungsgrundsätze 

können letztmalig im vierten auf die Gebietsänderung oder die Aufgabenübertragung aufzustellenden Jahresab-

schluss erfolgen und sind im Anhang zu dokumentieren. Die Wertberichtigungen erfolgen ergebnisneutral 

durch Buchung gegen das Basisreinvermögen. 

(5) Soweit für die Aufgabenerfüllung erforderliches Vermögen gemäß § 85a Absatz 4 bei der Gemeinde ver-

bleibt, die die Aufgabe überträgt, geht bei einer mehr als 50-prozentigen Nutzung für die übertragene Aufgabe 

das wirtschaftliche Eigentum daran auf die Gemeinde über, auf die die Aufgabe übertragen wurde.“ 

9. In § 102 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „bis einschließlich der Prüfung des Jahresabschlusses für das 

Haushaltsjahr 2017“ gestrichen.  

10. In § 130 Absatz 1 werden nach dem Wort „Gemeinden“ die Wörter „und den Verbandsgemeinden“ eingefügt. 

11. § 133 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „und soll nicht mehr als sechs Gemeinden umfassen“ gestrichen. 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Bei der Änderung, Auflösung oder dem Zusammenschluss von Ämtern sind örtliche Zusammen-

hänge, im Besonderen Wege-, Verkehrs-, Schul- und Wirtschaftsverhältnisse, aber auch kirchliche, kultu-

relle und geschichtliche Beziehungen soweit wie möglich zu berücksichtigen.“ 

12. § 134 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 134 

Änderung, Auflösung und Zusammenschluss der Ämter“. 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Gemeinden eines Landkreises, die unmittelbar aneinandergrenzen, können nach Beratung durch 

die Kommunalaufsichtsbehörde ein Amt ändern oder auflösen oder bestehende Ämter zusammen-

schließen.“ 

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die Einzelheiten der Änderung oder des Zusammenschlusses, insbesondere der Name und der Sitz 

der Verwaltung, oder der Auflösung des Amtes sind in einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung 

zwischen den Gemeinden in entsprechender Anwendung des § 7 zu regeln.“ 
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cc) Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Die Vereinbarung zur Änderung, Auflösung oder zum Zusammenschluss des Amtes muss in den 

Gemeindevertretungen beschlossen werden.“ 

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Das für Inneres zuständige Ministerium kann die Änderung, Auflösung oder den Zusammen-

schluss von Ämtern aus Gründen des Gemeinwohls nach den Maßstäben dieses Gesetzes anord-

nen.“ 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

13. § 135 Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „Aufgabe“ die Wörter „vor dem 16. Oktober 2018“ eingefügt. 

b) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Die Übertragung von weiteren Aufgaben der amtsangehörigen Gemeinden auf das Amt wird wirksam, 

nachdem das Amt die beabsichtigte Übertragung dem für Inneres zuständigen Mitglied der Landesregie-

rung angezeigt hat und dieses nicht innerhalb eines Zeitraums von vier Wochen nach Zugang der Anzeige 

der Übertragung widersprochen hat.“ 

14. § 141 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1, 3 bis 6, 8 bis 13 und 15, 17 und 18 werden aufgehoben. 

b) Die bisherigen Absätze 2, 7, 14 und 16 werden die Absätze 1 bis 4. 

c) Der bisherige Absatz 19 wird Absatz 5 und die Angabe „2013“ wird durch die Angabe „2024“ ersetzt. 

d) Absatz 20 wird aufgehoben. 

e) Der bisherige Absatz 21 wird Absatz 6 und Satz 3 wie folgt gefasst: 

„Eine Berichtigung kann letztmalig im Jahresabschluss für das Haushaltsjahr 2024 oder im vierten der 

Eröffnungsbilanz für eine Gebietsänderung oder eine Aufgabenübertragung folgenden Jahresabschluss 

vorgenommen werden, sofern dieser auf einen späteren Zeitpunkt fällt.“ 

f) Absatz 22 wird aufgehoben. 

g) Die bisherigen Absätze 23 und 24 werden die Absätze 7 und 8. 

h) Absatz 25 wird aufgehoben. 

Artikel 4 

Änderung des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg 

Das Gesetz über die kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg vom 10. Juli 2014 (GVBl. I Nr. 32), das 

durch das Gesetz vom 28. November 2017 (GVBl. I Nr. 25) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „Gemeinden und Landkreise“ durch die Wörter „Gemeinden, Ver-

bandsgemeinden und Landkreise“ ersetzt.  

Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil I  Nr. 22 vom 15. Oktober 2018 25



2. Dem § 19 Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:  

„Für Ortsgemeinden und mitverwaltete Gemeinden gilt Satz 5 entsprechend.“ 

Artikel 5 

Änderung des Ordnungsbehördengesetzes 

Das Ordnungsbehördengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. August 1996 (GVBl. I S. 266), das zu-

letzt durch Artikel 15 des Gesetzes vom 25. Januar 2016 (GVBl. I Nr. 5 S. 18) geändert worden ist, wird wie folgt 

geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 46 wie folgt gefasst: 

„§ 46 (weggefallen)“. 

2. In § 3 Absatz 1 werden nach den Wörtern „die amtsfreien Gemeinden“ ein Komma und die Wörter „die Ver-

bandsgemeinden, die mitverwaltenden Gemeinden“ eingefügt. 

3. In § 7 Absatz 2 werden nach dem Wort „Ämter“ ein Komma und die Wörter „Verbandsgemeinden, mitverwal-

tenden Gemeinden“ eingefügt. 

4. In § 25a Absatz 4 Nummer 8 werden nach dem Wort „Ämter“ ein Komma und das Wort „Verbandsgemeinden“ 

eingefügt. 

5. § 26 wird wie folgt geändert:  

a) In Absatz 2 werden nach dem Wort „Amt“ ein Komma und die Wörter „eine Verbandsgemeinde“ einge-

fügt. 

b) In Absatz 3 werden das Wort „Erlaß“ durch das Wort „Erlass“ und das Wort „Amtsausschuss“ durch die 

Wörter „Amtsausschuss, bei Verbandsgemeinden die Verbandsgemeindevertretung“ ersetzt. 

6. In § 32 Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort „Amtsdirektor“ ein Komma und die Wörter „der Verbandsge-

meinden vom Verbandsgemeindebürgermeister“ eingefügt. 

7. In § 44 Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort „Ämter“ ein Komma und das Wort „Verbandsgemeinden“ 

eingefügt. 

8. § 46 wird aufgehoben. 

9. In § 47 Absatz 3a werden nach den Wörtern „auf Antrag einer amtsfreien Gemeinde“ ein Komma und die 

Wörter „einer Verbandsgemeinde“ sowie nach den Wörtern „auf die örtliche Ordnungsbehörde einer amtsfreien 

Gemeinde“ ein Komma und die Wörter „einer Verbandsgemeinde“ eingefügt. 

Artikel 6 

Änderung des Gesetzes über den Kommunalen Versorgungsverband Brandenburg 

Das Gesetz über den Kommunalen Versorgungsverband Brandenburg in der Fassung der Bekanntmachung vom 

9. Juni 1999 (GVBl. I S. 206), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2016 (GVBl. I Nr. 31 S. 2) 

geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
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1. § 10 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 3 eingefügt: 

„3. Verbandsgemeinden,“. 

b) Die bisherigen Nummern 3 bis 5 werden die Nummern 4 bis 6. 

2. In § 14 Absatz 1 wird die Angabe „§ 10 Abs. 1 Nr. 1 bis 5“ durch die Wörter „§ 10 Absatz 1 Nummer 1 bis 6“ 

ersetzt. 

Artikel 7 

Änderung des Brandenburgischen Vermessungsgesetzes 

Das Brandenburgische Vermessungsgesetz vom 27. Mai 2009 (GVBl. I S. 166), das zuletzt durch Artikel 17 des 

Gesetzes vom 8. Mai 2018 (GVBl. I Nr. 8 S. 17) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 26 Absatz 4 Satz 1 werden nach dem Wort „Ämter“ ein Komma und das Wort „Verbandsgemeinden“ 

eingefügt. 

2. In § 28 Satz 1 werden nach dem Wort „Ämter“ ein Komma und das Wort „Verbandsgemeinden“ eingefügt.  

Artikel 8 

Änderung des Ersten Gesetzes zur Ausführung des Achten Buches Sozialgesetzbuch – 

Kinder- und Jugendhilfe 

In § 24 Absatz 3 des Ersten Gesetzes zur Ausführung des Achten Buches Sozialgesetzbuch - Kinder- und Jugendhil-

fe - in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Juni 1997 (GVBl. I S. 87), das zuletzt durch Artikel 11 des Geset-

zes vom 25. Januar 2016 (GVBl. I Nr. 5 S. 16) geändert worden ist, werden die Wörter „Städte und Gemeinden“ 

durch die Wörter „Städte, Gemeinden und Verbandsgemeinden“ ersetzt. 

Artikel 9 

Änderung des Kindertagesstättengesetzes  

§ 12 des Kindertagesstättengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juni 2004 (GVBl. I S. 384), das 

zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Juni 2018 (GVBl. I Nr. 11) geändert worden ist, wird wie folgt geän-

dert: 

1. In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „Gemeinden und Ämter“ durch die Wörter „Gemeinden, Ämter und 

Verbandsgemeinden“ ersetzt. 

2. In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „Gemeinden“ durch die Wörter „Gemeinden, Ämtern und Verbandsgemein-

den“ ersetzt. 

Artikel 10 

Änderung der Kindertagesstätten-Betriebskosten- und Nachweisverordnung  

Die Kindertagesstätten-Betriebskosten- und Nachweisverordnung vom 1. Juni 2004 (GVBl. II S. 450), die zuletzt 

durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. Juni 2018 (GVBl. I Nr. 11 S. 5) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
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1. § 3 Absatz 8 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Soweit kreisangehörige Gemeinden, Ämter oder Verbandsgemeinden die Aufgabe, die Kindertagesbe-

treuung zu gewährleisten, entsprechend § 12 Absatz 1 Satz 2 des Kindertagesstättengesetzes durchführen, 

treten die Gemeinden, Ämter oder Verbandsgemeinden in den Fällen der Absätze 1 bis 7 an die Stelle der 

örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe, wenn gemäß dem öffentlich-rechtlichen Vertrag nach § 12 

Absatz 1 Satz 2 des Kindertagesstättengesetzes die Finanzierungsverantwortung nach § 16 Absatz 2 des 

Kindertagesstättengesetzes durch die kreisangehörige Gemeinde, das Amt oder die Verbandsgemeinde 

wahrgenommen wird.“ 

b) In Satz 2 werden die Wörter „Gemeinden oder Ämter“ durch die Wörter „Gemeinden, Ämter oder Ver-

bandsgemeinden“ ersetzt. 

2. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Gemeinde“ durch die Wörter „Gemeinde oder Verbandsgemeinde“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird das Wort „Gemeinde“ durch die Wörter „Gemeinde oder Verbandsgemeinde“ ersetzt. 

Artikel 11 

Änderung des Landesdisziplinargesetzes 

§ 86 des Landesdisziplinargesetzes vom 18. Dezember 2001 (GVBl. I S. 254), das zuletzt durch Artikel 11 des Ge-

setzes vom 8. Mai 2018 (GVBl. I Nr. 8 S. 9) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 2 Satz 1 werden nach den Wörtern „dem hauptamtlichen Bürgermeister“ ein Komma und die Wörter 

„dem Verbandsgemeindebürgermeister“ eingefügt. 

2. In Absatz 3 Satz 1 werden nach den Wörtern „dem hauptamtlichen Bürgermeister“ ein Komma und die Wörter 

„dem Verbandsgemeindebürgermeister“ eingefügt. 

Artikel 12 

Änderung der Gemeinsamen Raumordnungsverfahrensverordnung  

In § 5 Absatz 3 Satz 2 der Gemeinsamen Raumordnungsverfahrensverordnung vom 14. Juli 2010 (GVBl. II Nr. 47) 

wird nach dem Wort „Städten“ ein Komma und das Wort „Verbandsgemeinden“ eingefügt. 

Artikel 13 

Änderung der Brandenburgischen Bauordnung  

§ 57 der Brandenburgischen Bauordnung vom 19. Mai 2016 (GVBl. I Nr. 14) wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. die amtsfreien Gemeinden, die Ämter und Verbandsgemeinden als Sonderordnungsbehörden, soweit die-

se nach § 58 Absatz 6 und 7 zuständig sind.“ 

2. In Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „amtsfreien Gemeinden und die Ämter“ durch die Wörter „amtsfreien 

Gemeinden, Ämter und Verbandsgemeinden“ ersetzt. 
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Artikel 14 

Änderung der Brandenburgischen Bauvorlagenverordnung 

§ 2 Absatz 5 der Brandenburgischen Bauvorlagenverordnung vom 7. November 2016 (GVBl. II Nr. 60) wird wie 

folgt gefasst: 

„(5) Ist die amtsfreie Gemeinde, das Amt oder die Verbandsgemeinde als Sonderordnungsbehörde zuständig, so ist 

der Antrag oder die Anzeige mit den erforderlichen Bauvorlagen in zweifacher Ausfertigung bei der amtsfreien Ge-

meinde, dem Amt oder der Verbandsgemeinde einzureichen.“ 

Artikel 15 

Änderung des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für das Land Brandenburg 

Dem § 17 Absatz 2 des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für das Land Brandenburg vom 16. Mai 2013 (GVBl. I 

Nr. 18), das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVBl. I Nr. 32 S. 23) geändert worden ist, wird folgen-

der Satz angefügt:  

„Ist im Falle des Satzes 2 Nummer 5 Buchstabe a oder im Falle des Satzes 4 das Mitglied des Zweckverbandes eine 

amtsangehörige Gemeinde oder Ortsgemeinde und ist das Amt, dem die Gemeinde angehört oder die Verbandsge-

meinde, der die Ortsgemeinde angehört, nicht Mitglied des Zweckverbandes, ist das Mitglied mit der höchsten Ein-

wohnerzahl örtlich zuständig.“ 

Artikel 16 

Änderung des Brandenburgischen Vergabegesetzes 

In § 13 Absatz 1 Satz 1 des Brandenburgischen Vergabegesetzes vom 29. September 2016 (GVBl. I Nr. 21) wird 

nach den Wörtern „gewährt den“ das Wort „Verbandsgemeinden“ und ein Komma eingefügt. 

Artikel 17 

Änderung der Bekanntmachungsverordnung 

Die Bekanntmachungsverordnung vom 1. Dezember 2000 (GVBl. II S. 435), die durch Artikel 4 Nummer 9 des 

Gesetzes vom 20. April 2006 (GVBl. I S. 46, 48) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift wird nach dem Wort „Gemeinden“ ein Komma und das Wort „Verbandsgemeinden“ einge-

fügt. 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Ämter“ ein Komma und das Wort „Verbandsgemeinden“ so-

wie nach dem Wort „Amtsdirektor“ ein Komma und das Wort „Verbandsgemeindebürgermeister“ einge-

fügt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 2 wird das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt. 

bb) Nach Nummer 2 werden die folgenden Nummern 3 und 4 eingefügt: 

„3. bei Ortsgemeinden und Verbandsgemeinden durch Veröffentlichung im amtlichen Bekannt-

machungsblatt der Verbandsgemeinde, an dessen Stelle das amtliche Bekanntmachungsblatt 

des Landkreises tritt, sofern die Verbandsgemeinde dies für ihre Bekanntmachung gewählt 

hat,  

Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil I  Nr. 22 vom 15. Oktober 2018 29



4. bei mitverwalteten Gemeinden durch Veröffentlichung im amtlichen Bekanntmachungsblatt 

der mitverwaltenden Gemeinde, an dessen Stelle das amtliche Bekanntmachungsblatt des 

Landkreises tritt, sofern die mitverwaltende Gemeinde dies für ihre Bekanntmachung gewählt 

hat, und“. 

cc) Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 5. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 wird nach dem Wort „Gemeinden“ ein Komma und das Wort „Verbandsgemeinden“ ein-

gefügt. 

bb) Nach Satz 4 wird folgender Satz eingefügt: 

„Bekanntmachungen der Verbandsgemeinde nach Satz 2 müssen auch in den Bekanntmachungskäs-

ten der Ortsgemeinden erfolgen; Ortsgemeinden und Verbandsgemeinden können gemeinsame Be-

kanntmachungskästen nutzen.“ 

3. § 4 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „Gemeinde“ die Wörter „oder der Verbandsgemeinde“ eingefügt. 

b) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Es kann gemeinsam von mehreren amtsfreien Gemeinden, von mehreren Ämtern, von mehreren Ver-

bandsgemeinden und von amtsfreien Gemeinden, Verbandsgemeinden und Ämtern desselben Landkrei-

ses herausgegeben werden.“ 

c) Nach Satz 5 werden folgende Sätze eingefügt: 

„Im Titel eines amtlichen Bekanntmachungsblattes einer Verbandsgemeinde können neben der Ver-

bandsgemeinde auch deren Ortsgemeinden aufgeführt werden. Im Titel eines amtlichen Bekanntma-

chungsblattes einer mitverwaltenden Gemeinde können neben der mitverwaltenden Gemeinde die mit-

verwaltete Gemeinde oder die mitverwalteten Gemeinden aufgeführt werden.“ 

4. § 7 wird wie folgt gefasst: 

„§ 7 

Übergangsregelungen 

Gemeinden, die an der Bildung, Änderung oder Auflösung einer Verbandsgemeinde oder der Bildung, Ände-

rung oder Auflösung einer Mitverwaltung beteiligt sind, haben ihre Hauptsatzung entsprechend den Anforde-

rungen dieser Verordnung innerhalb von drei Monaten nach Wirksamwerden der Bildung, Änderung oder Auf-

lösung anzupassen; es sei denn, dass die Änderung aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen bereits zum 

Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Bildung, Änderung oder Auflösung erforderlich ist. Bis zum Zeitpunkt der 

Anpassung können die beteiligten Gemeinden Satzungen und ortsrechtliche Vorschriften nach der bislang gel-

tenden Hauptsatzungsregelung bekannt machen.“ 

Artikel 18 

Gesetz zur Beschleunigung der Aufstellung und Prüfung kommunaler Jahresabschlüsse 

§ 1 

Jahresabschluss 

(1) Die Gemeinden und Gemeindeverbände können bei der Aufstellung der Jahresabschlüsse für die auf die Um-

stellung der Haushaltswirtschaft nach § 63 Absatz 3 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg folgenden 

Haushaltsjahre bis einschließlich für das Haushaltsjahr 2016 auf die Erstellung folgender Bestandteile verzichten: 
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1. die Teilrechnungen nach § 82 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg, 

2. den Rechenschaftsbericht nach § 82 Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 der Kommunalverfassung des Landes Bran-

denburg und 

3. die Anlagen-, Forderungs- und Verbindlichkeitenübersicht nach § 82 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 bis 4 der 

Kommunalverfassung des Landes Brandenburg. 

Vor der Aufstellung der Jahresabschlüsse nach Satz 1 ist ein Beschluss der Gemeindevertretung erforderlich. 

(2) Die Jahresabschlüsse nach Absatz 1 können zeitlich gemeinsam mit dem Jahresabschluss für das Haushalts-

jahr 2017 aufgestellt werden. 

§ 2 

Prüfungswesen 

Das Rechnungsprüfungsamt kann auf die Prüfung der Jahresabschlüsse nach § 1 Absatz 1 verzichten. 

§ 3 

Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2020 außer Kraft. 

Artikel 19 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Potsdam, den 15. Oktober 2018 

Die Präsidentin 

des Landtages Brandenburg 

Britta Stark 

Herausgeberin: Die Präsidentin des Landtages Brandenburg 

  

Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil I  Nr. 22 vom 15. Oktober 2018 31


